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Knappschaftsangestellte erscheint in Massen!

Angestellte der SoziasVersicherung rüsief zumAbweHrhämp!.
Das Reichsarbeitsministerium hat dem Reichsrat den

von der von Arbeitgebern und Arbeitnehmern des Berg¬
baues eingesetzte« Vierzelmerkommission ausgearbeiteten
Gesetzentwurf über ein Reichsknappschaftsgesetz zugehen
lassen. Die Bestimmung des Entwurfs, wonach dic als

Bureau-, Kanzlei- und Unterbeamte angestellten, im Haupt¬
amt beschäftigten Beamten des Reichsknappschaftsvcreins,
der Bezirksknappschaftsvereine und der besonderen Kran-
Kenkassen die Rechte und Pflichten der Reichsbeamten
naeh näherer Bestimmung der Dienstordnung haben sollen,
hat das Reichsarbeitsministerium übernommen.

Das bedeutet schärfste Kampfansage.

Wir wollen es in letzter Stunde noch einmal mit alier

Deutlichkeit aussprechen:

Die Knappschaftsangestellten lehnen es ab, sich zu

Staatsbeamten machen zu lassen.

Kbenso wie das die übrigen bei den Trägern der Sozial¬

versicherung tätigen Angestellten tun. Sie werden sich

ge?cn solche Bestrebungen mit allen gewerkschaftlichen
Kampfesmitteln wenden.

Das Vorgehen des Reichsarbeitsministeriums ist eine

Provokation schlimmster Art. Am 17. und 18. Juni 1921

beschlossen Vertreter der Betriebsräte aller deutschen

Knappscl aftsvereine, also die gesetzliche Vertretung der

Angestellten, auf einer Konferenz in Halle einstimmig:

„Durch das kommende Reicbsknappschaftsgesjtz ist zu he¬

mmen, Jaß die Knappschaftsangestellten nach wie vor Privat-

•ngesteütt bleiben. Die von einem großen Teil der Knappschaft*-
'"gestellte:, bereits erworbenen Rechte (Unkündbarkeit des

Dienstverhältnisses, Ruhc_.ehaltsberechtij.ung, Hinterbliebenen-

versorgung) müssen auf alle Knappschaitsangestellten ausgedehnt
und das gesamte Arbeitsverhältnis muß einheitlich durch Reichs¬

tarifvertrag geregelt werden."

Am 19. September 1921 beschloß die Generalversamm¬

lung des Allgemeinen Deutschen Knappsehaftsvc.t.andcs
in Freiburg auf Antrag unseres Vertreters, diese Krage er¬

neut in der Vierzelmerkommission zu behandeln. Als

Vertreter der drei Spitzenorganisationen nahm an diesen

Verhandlungen am 30. Oktober 1921 in Bad Salzuflen

unser Kollege Schröder teil. Kr schlug nach vorheriger

Vereinbarung mit den übrigen Spitzeuorganisationet: fol¬

gende Bestimmung vor:

„Die Angestellten des Rcichsknappschaftsvercins, der Bezirks-

knappschaftsvereine und der besonderen Krankenkassen werden

auf Privatdienstvertrag angestellt. Sie haften für treue Geschäfts¬

führung wie Vormünder ihren Mündeln.

Zur Regelung der gesamten Arbeitsverhaltnisse der Auge¬

stellten schließt der Reiehsknappschaftsverein mit den drei Spitze««

Organisationen der Angestellten einen Peichstaritvertrag ab"

Dieser Vorschlag wurde mit fünf gegen neun Stimmen'

abgelehnt. Dagegen stimmten die sieben Beisitzer der

Unternehmer und zwei Beisitzer der christlichen Gewerk¬

schaften. Dic beiden letzteren gaben zur Begründung an:

Arbeitersekretär Carlas: Ich hatte bisher nicht die

genügende Kühlung mit den Angestelltenorganisationen,
weil ich zu den Sitzungen derselben nicht zugezogen war;

nur weiß ich. daß sie untereinander abweichender Meinung
sind. Dic heutige Vorlage ist weitergehend und für die

Knappschaftsangestellten günstiger als ein Privatvertrag,
und ich möchte mich deshalb der Mehrheit anschließen.



Volkstümliche Zeitschrift ffir die gesamte Sozialversicherung Kr. 10 — ; •'¦_

Aeltc-4.- rhelmerl .ließt sich den tu. Ihrungen

s Herrn Larius an.

Dir Stimmen der Vertreter der christlichen Gewerk¬

schaften sind a'M> unter falschen Voraussetzungen abge¬

geben worden, was insbesondere der Wortführer, Herr

car Saarbrücken, spater zugegeben hat.

Dem Rcichsarbeitsmin terium sind d;csc Tatsache:!

kannt Trotzdem besitzt es die Kühnheit, unter Berufung

ai diesen Tatbestand die Uebemabme der Bestimmungen
• .htfert'gui. Dabei erklärte der Vertreter des Reichs-

arbeitsministeriu • einer Besprechung am 19. April 1922,

die Ueberuahroe dieser Bestimmung entspränge nicht der

genen Ueberzeugung des Reichsarbeitsministeriums, son-

rn sei durch den Mehrheitsbeschluß der Vierzcbncr-

1 ommission in Salzuflen bedingt. Nach Ansicht des Reichs«

arl ..minister ums müsse diese Erage bei der Neuordnung
der Soi erSicherung entschieden werden.

Dic Aufrichtigkeit des Reichsarbeitsministeriums wird

am treffendsten gekennzeichnet durch die Auslassungen

Ministerialrats Aurin vom Reichsarbeitsministerium
;i it der Tagung :n Salzuflen. Herr Aurin erklärte nach

dem Protokoll, daß er die vorgeschlagene Fassung der

Arbeitgeber für die le halte.

Aber auch <-oust handelt es sich um eine leere Ausrede

des ReicfasarbeitsministeriwBS. Durch die Ucbcrnahme

dieser Bestimmung in den amtlichen Entwurf ist es eben

kein privater, sondern ein amtlicher Vorschlag, für

<:.m dav Reichsarbeitsmlnbterinm die volle Verantwortung

•.igt. Es widerspricht sich aber auch selbst, wenn es

einerseits der Auffassung ist, daß die Prag« — ob Staats¬

beamte oder freie Angestellte — erst bei der Neuordnung

der Sozialversicherung entschieden werden könne, wüh-

rend es beim Reichsknappschaftsgesetz die Lösung dieser

Streitfrage vorweg nimmt. Damit v;,rJ diese Erage zu

einer Angelegenheit aller Angestellten In der Sozialver¬

sicherung, die nachdrücklichst die Knappschattsangestc
ten in diesem Abwehrkampf unterstützen müssen.

Darüber hinaus ist aber die Klärung dieser Angelegi
heit in unserem Sinne von außerordentlicher Wichtigkt
auch fur dic Gesamtheit der Versicherten in allen Zweig
der Sozialversicherung, weil doch durch dic Verbeamtu

der Sozialversichcrungsträger das nach Artikel 161 d

Reichsverfassung gewahrte Selbstverwaltung ht

einem wesentlichen Teile (Anstellung, Besoldung. Betöre

rung usw. der Angestellten) außer Kraft gesetzt wird.

Wir müssen aber auch schärfste Verwahrung dag...

einlegen, daß das Reichsarbcitsministerium uns v<

vollendete Tatsachen gesteht hat, ohne uns vorher \

hören. Am 10. November 1921 übermittelten wir die Eni

Schließung der Sitzung unseres Beirats und Verband -

Vorstandes, die vom 3. bis 5. November 1921 in Rothc -

bürg o. d. T. stattfand, und forderten eine klare Stellung

nähme des Reichsarbeitsministeriums. Mit Schreiben von.

23. November II A 1 4179 21 erhielten wir folgend'
Antwort:

„Der Entwurf eines Knappschaftsgesetzes liegt bis jetzt nici

vor. Es läßt sich daher nicht angeben, ob eine Vorschriit, di<

Knappschaftsangestellten in das Beamtenverhältnis zu überführ

ia den Gesetzentwurf aufgenommen werden Wird."

Trotz wiederholter Mahnungen erhielten wir übe.

haupt keine Antwort, bis uns mit Schreiben vom 13. Apr.

mitgeteilt wurde, daß die Bestimmungen übernommen

worden sind.

Gegen diese von langer Hand vorbcreiteteÄeb.

rumpelung gilt es mit allen Kräften Front zu machen.

Berlin, den 28. April 1922.

Der Verbandsvorstand.

Brenke Schröder.

Der Reichsfachausschuß.

G ö t s c h - Bochum, H i 1 d - Halbcrstadt, I h m 1 g - \Y i
denburg, Wauschke-Berlin.

Der Kampf beginnt.
Ta g u a g des R e i c h s f a c I a u I s c h ti s s e s der

Knappschaftsangestellten.

her Rcichsiaciiausschuß der Knappschaftsangestellten beschäf¬

tigte «ich in seiner Sitzung vom 28. April 1922 in der Hauptge-

schättssteUe dts Verbandes in Berlin erneut mit den Bestrebungen

•tui Schaffung eines Rcichs-Knappsdiuftsgcsctzcs. Außer den Kol¬

legen Qötzsch-Bochum, Hild-Halbcrstadt, lhmig-Waidcnburg,

Wauschke-Bertin nahmen vom Verbandsvorstand die Kollegen

Brenke und Schröder teil. El galt Stellung zu nehmen zu dem

vom Mer-Ausscbufl der Arbeitgeber und Arbeitnehmer aufge¬

stellten und nunmehr vom Reichsarbcitsministerium übernom¬

menen Entwurf eines Reklis-Kiiappschaftsgcsctzes. Insonderheit

Aar es die vorgeschlagene Regelung der Rechtsverhältnisse der

Angestellten, welche eine alsbaldige und energische Abwehr der

Kollegenschaft erfordert
Kollege Schröder, der als Vertreter der Organisationen der

Angestellten bei den Vorberatungcn des Gesetzes In der 14er-

Kontmfssion die Forderungen der Angestellten hinsichtlich der Gc-

italtung ihrer Rechtsverhältnisse vertrat, erstattete Bericht über

den derzeitigen Stand der Verhandlungen, Ueber die grundsätz¬
liche Era ge: A n I e l t e 111 e n v e r b ä 11 n I s oder B e a m -

t e u v erhält 0 i s führte er aus:

DU vom Reichsarbcitsministerium Übernommene Begründung
zum KYichs-Knappschaftsgesetz enthält zunächst im Hinblick aui

den Streit über das Sperrgesetz ein grundsätzlich wichtiges Ein-

tändnis. Es heißt auf Seite (>9: ..Sowohl dic vom Vorstand

m die von der Verwaltung angestellten Beamten sind nach bis¬

heriger Auffassung Privatbeamte, deren Rechtsverhältnisse
ausschließlich durch den Angcstellteuvcrtrag bestimmt werden."

Das s«.li durch eine zwangsmäBige Ueberfflhrung in ein Bc-

Smtenverhältnis geändert werden. Was das bedeutet, veran¬

schaulicheam besten die Begründung, wo es auf Seite 71 heißt:

.'»amit werden ihnen zugleich die allgemeinen Beamten-
V I '«ch ten auferlegt, insbesondere weiden sie der Disziplinar-

afgewalt und den Beschränkungen in der Ausübung der all¬

gemeinen staatsbürgerlichen Rechte unterworfen, die das be¬

sondere Treueverhältnis des Beamten zu dem Reich oder Land

als Arbeitgeber mit sich bringt. Zu diesen Beschränkungen gehört
ti. ,i. der Ausschluß des Streikrechts. Nach überwiegender Auf¬
fassung (vgl. Rcichsverfassung von Stier-Somlo S. 116. Giese

Reichsverfassung, Anne:!.ang 4 zu Artikel 130, Kühnert, Der Be¬

amte, Im Handbuch der Politik. 3. Aufl. Bd. 6 S. 47-0 ist ein
Streikn ht dei Beamten iit der Verfassuni und der., Bcamt

Verhältnis, namentlich dem Grundsatz, daß der Beamte Diener der

Gesamtheit sein soll, unvereinbar. Weiterhin muß sicii der Be

amte die Versetzung in eine andere Stelle von nicht geringerer'

Range und Einkommen unter Vergütung der Umzugskosten n

fallen lassen."

Diese Entrechtung begründet man auf der gleichen Seife

folgendermaßen:
„Die bezeichneten Beschränkungen sind den Knappschafts¬

angestellten, ohne daß ihnen damit Grundrechte der Beamten vor

enthalten würden, hauptsächlich deshalb aufzuerlegen, weil dt

Rcichs-Knappschaftsvcrcin außer den Aufgaben der Landcsve:

Sicherungsanstalten — deren Beamte die Rechte und Pflichte

der staatlichen Beamten haben — auch dic übrigen Aufgaben eii

reichsgesetzhchen Versicherung zu erfüllen hat, und weil es sie

hierbei um außerordentlich wichtige öffentlich-rechtliche Funl
tionen handelt, deren Erfüllung im Interesse der Versicherten w.

der Allgemeinheit ebenso sichergestellt werden muß, wie die Ei

füllung anderer öffentlicher Vcrwaltungsaufgabcn. Die Erfüllun,
der Aufgaben des Rcichs-Knaopscliaftsvercins würde aber nicl

gewährleistet sein, wenn die Ktiappschaftsangesteiiten ihre Ste

lung jederzeit mit Kündigung aufgeben, oder wenn sie jeder/e
die Arbeit niederlegen können."

Dieser „Segen" der Vcrbeamtung bringt nicht nur Idee

BOndejrn auch materiell eine gewaltige Verschlechterung der wii

schaftlicnen Lage der Knaoi.schafts.uigcstell.cn. Die Verfasi
der Begründung umschreiben das, wenn s.e auf Seite 72 sage

..Die Angestellten, deren Bezüge durchweg über dic Sätze dtf

Reichsbesoldungsordnung hinausgehen, befürchten, auf Grund

Sperrgesetzes in ihrem Diensteinkommen geschmälert zu werde

Nach der Auffassung des Entwurfs darf aber der Rücksicht
das Sperrgesetz keine ausschlaggebende Bedeutung beigemess.
werden, wobei dahingestellt bleiben kann, ob es auf den Rei<'

Knappschaitsvcrem überhaupt anwendbar sein würde. I

Sperrgesetz ist etwas Vorübergehendes. Es ist aus besondere

Verhältnissen ireraus entstanden; seine Geltung ist zeitiieh bc«

grenzt Ob es für die Zeit nach dem 1. April 1023, mit dem e

außer Kraft tritt, verlängert werden wird, steht völlig dahin. I

eine auf c?fe Dauer bestimmte gesetzliche Regelung können abe-

nur sachliche Erwägungen und stetige Verhältnisse maßgebeu*
sein, nicht dagegen I Imstande zufälliger Art, dic gerade zur Ze i

der Aufstellung des Gesetzentwurfes vorliegen."
Viel deutlicher war man In der Be._ . düng dieser Vorschlag.

für Salzuflen, wo es an einer Stelle heiß;.

„Was die Besoldung nach Tarif anbelangt so würden alk -

dings die Bezüge der KnappschaftsangestcHten. namentlich In den
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längeren Lebensjahren, höher sefn ats bei einer Anlehnung an die

i<eichsbesolditngsortnung« Ks erscheint aber sachlich berechtigt.

daß die Qehälter einer Besoldungsordnung hinter tariflich fest-

t/ten Oehältern zurückbleiben, weil der Anspruch auf Ru!ic-

'iah und HlntcrNlebenenbezüge, der nach alleemeinen Erfah¬

rungen mit 17 v# H. der pensionsfähigen Bezüge bewertet wird,

[die Besoldung in Anrechnung zu bringen ist*1

Der Gesetzentwurf enthält aber nach dieser Richtung noch

Jere Schönheiten. Cs ist Kar nicht beabsichtigt, alle im Dienste

der Knappschaft Stehenden zu Beamten zu machen. Die un¬

tersten und die obersten Angestellten sollen Angestellte

bleiben. Das wird auf Seite 73 und 74 folgendermaßen begründet:

%J:ine zweite (iruppc der Angestellten sind diejenigen, die auf

Kündigung, aui Probe oder zu vorübergehender Dienstleistung

angenommen werden, sowie die zur Vorbereitung (Hier nur im

benamt Beschäftigten. Diese Angestellten sollen

h der Absicht des Entwurfs freie Angestellte

bleI b e n.

Als letzte Oruppe kommen die Verwaltungsdirektoren und

listige geschäftsleitende Beamte in Betracht, die zur Vertretung

.
Vorstandes des Reichs-Knappschaftsvereins oder der Bezirks-

! n tppschaftsverelne nach außen berufen sind. Gegenwärtig sind

In entsorechender Stellung bei den Knappschaftsvereinen be¬

tulichen Beamten durchweg auf Privaidienstvertrag angestellt
werden durch den Entwurf mit ähnlichen Aufgaben betraut,

sie den beamteten Vorstandsmitgliedern der Landesversiche-

rungsanstaJten und den beamteten Mitgliedern des Direktoriums

Ier den höheren etatsmäftlgen Beamten der Reichsversichenings-

nstalt für Angestellte obliegen« Ihre rechtliche Stellung gegen«

¦r dem Versicherungsträger ist über wesentlich anders geartet
In Wahrung des Grundsatzes der Selbstverwaltung hat der Ent-

\ urf bewußt unterlassen, dem Vorstande des Reichs-Knappschafts-
vereins oder eines Be/irks-Knappsciiaitsvereins die Eigenschaft
einer öffentlichen Behörde beizulegen oder überhaupt dieseStellen

hehördenmäßig auszugestalten« Die geschäfteleitenden Beamten

haben daher nicht wie die Vorstandsmitglieder der Landesver-

s'cherungsanstalten oder die höheren Beamten der Reichsver¬
sicherungsanstalt Befugnisse aus eigenem Recht sondern sie sind

liglich Beauftragte des Vorstandes, dessen Beschlüsse sie aus¬

zuführen haben. Sie müssen durch ihre Persönlichkeit Oewähf
für ordn ingsmäßige Erledigung der Geschäfte Meten und die In¬

teressen des Vereins nach allen Richtungen, gegebenenfalls auch

je:.über der Gesamtheit der übrigen Angestellten« vertreten. Da

s"; hiernach Im besonderen Maße eine Vertrauensstellung be¬

kleiden« erscheint es richtig, an der Möglichkeit festzuhalten, dafl
ein leitender Beamter mangels Eignung abberufen xmu durch eine

andere geeignete Persönlichkeit ersetzt werden kann. Der Ent¬

wurf hat deshalb di:>n abgesehen, diesen Beamten die Unkünd¬

barkeit beizulegen und überhaupt iure rechtliche Stellung durch

Einzelvorschriften festzulegen.
Zu den un Hauptamt beschäftigten Beamten Im Sinne des

§ 138 gehören auch die mit der Krankenkontrolle oder mit

sonstigen Aufgaben des Außendienstes betrauten Beamten (sog,
Krankenkontrolleure oder Ermittlungsbeamte) sowie die im Haupt¬
amt tätigen Bure in-, Kanzlei- und Unterbeamten der Kranken¬
häuser, Genesungsheime, Heil- und Pflegeanstalten. Tech¬

nische Angestellte, wie Architekten, Maschi¬

nisten, Heizer, Gärtner« Laboranten, Bade«
m eister und das Pf Ie g e pers o nal i n K r a n ken«
h an ser n u s w. gehören d a gege n n Icht zu den Bureau¬
oder Unterbeamten. Diesen Personen gegenü b e r ,

die

keine mi: den Aufgaben des Reichs-Knappschaftsvereins unmittel¬
bar zusammenhängende Tätigkeit ausüben, in u B grundsätz-
1 i c ii I u der M ö g I i c h k e i t der K 0 n d i g u n f e S t -

ge halten werd e n : das gleiche gilt ftir die Ver walter oder

Verwalterinnen von Kurhäusern oder Erholuni ..neu. die nicht
s dem Stande der Knappschaftsbeai entnommen werden.

Ebensowenig zäh1en z u den Bureaubeamten
Äerzte« m ö gen sie als s o g. Oberarzt e b e I d e n

V e r w a ! t u n kr e n oder In K r a n k e n h ä se : n od e r

I e i 1 a n s I a 11 e n b e s c h l\ I t i g t s e i n s owie Bea n

• ne höhere wiss Tätigkeit ausfih n, wie ßauhea tte
Stati tiker, Mathe »r, A sessor gl Für die Be¬
il r \eilung der Rechts 11 isse der letzter-
v •

l> n I n B e a m ten ko m mt wie bei de
.

s :- ä I ;

Ie11 e n den I unten lediglich Je: Anste 11 u n g

a z i n De i: lc b l.u

Nichts offenbart dl
. ganze Hohlheit Jer Argumentation, als

• schi :he Behandlung, Dabei gibt di * Begründung
zu, ( : bei der Rcichsvc s [ lalt für Angestellte

ä . ihnis mgel - l . ;t Hier sind ie :; • be¬
tören usw, Beamte und die unteren Gruppen Ange< A

•; n Landesversicherungsansi I d die besoldeten Vor¬
der Staatsbeamte

Wir sind dur:' ius der v g. daß i Selbstverw*
«ht eins-Verbeamtung a tt, aber nicht nur für die Direk¬

toren, lern für alle Angestellten.
D. mit In dei Bej . mch der Hohn i It, heißt es:

?ie Anstellung- und Dienstvcrhäli ;e der Anx;

dieses Versicherungsträgers sind so zu ordnen, wie es den be¬
sonderen Aufgaben, Bedürfnissen nnd Verhältnissen des Reichs-
Knappschaftsvereins entspiIcht 1 >abd sind die grundlegenden
Aenderungen des Arbeitsrechts zu betrachten, die durch die neuere

Gesetzgebung, insbesondere durch die Verfassung des Deutschen
Reiches vom IL August und das Betriebsrätegesetz vom 4. Fe¬

bruar L>20 herbeigeführt sind.44

Durch die Verbeamtung wird das Betriebsrätegesetz für die

Knappschaftsangestellten abgeschafft Die Umwandlung des An¬

gestelltenverhältnisses in ein Beamtenverhältnis ist auch keine

Beachtung der grundlegenden Aenderungen des Arbeitsrechts-,
sondern eine Rückwärtsentwicklung Im Sinne des verflossenen

Obrigkeitsstaates« der in seinem Beamten nur einen Heloten sah.

Im Arbeitsrecht sind die beiden großen Gedanken der Demokratie
und Autonomie« der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung
lebendig« Seineu vornehmsten Ausdruck findet es im Tarifver¬
trage. Das hier beabsichtigte Berufsbeamtentum hat keinen Kaum
dafür.

Ks ist auch schließlich eine Selbsttäuschung« anzunehmen«
daB eine Verbeamtung die Anwendung des Streits bei wirt¬

schaftlichen Kämpfen verhindert Die Vorgänge in der Beamten«

bewegung beweisen das Gegenteil. Zn welcher Groteske aber

Steigert sieh dieser Plan, wenn man bei Seksiehtigt. dafi die

ärztliche Versorgung der Versicherten durch einen Streik der

Knappschaftsarzte in Präge gestellt werden kann, weil dies«
ausdrücklich freie Angestelite bleiben sollen. Oder wußten die

Herren Verfasser nicht dali audi Äerzte streiken?

Wenn immer gesagt wird, dali die Unkündbarkeit des Dienst¬

verhältnisses und die Alters- und HinterbliebenenVersorgung die

entscheidenden Merkmale des Berufsbeamtentums sind« so ist

das auch eine Verkennung der Tatsachen. Die Knappschafts«
direkteren sind der lebendigste Beweis gegen diese kühne Be¬

hauptung. Sie sind freie Angestellte und legen Wert darauf, es

zu bleiben. Bei ihnen besteht das ungeschriebene Oesetz, dal
sie nie gekündigt werden, wenn nicht zwingende Gründe vor¬

liegen« Praktisch also eine Unkündbarkeit des Dienstverhält¬
nisses von seilen des Arbeitgebers. Ebenso verhält es sich

mit ihrer Pensionierung. Jeder Knappschaftsangestellte wird

bereit sein, mit ihnen zu tauschen. Dati man aber auch als

freier Angestellter solche Vorteile genießen kann, gibt die Be-

grßndnng selbst zu. Wir hielten schon eingangs das Einge¬
ständnis fest, die Knappschaftsangestellten sind g e g e n w artig
freie Angestellte. In der Vorkriegszeit bat man d.e Ueber-

führung ins Beamtenverhältnis • usdrficklich abgelehnt.
Ist damit nicht schlafend bewiesen, dafl die vorgebrachten
Argumente unzutreffend sind? Schließlich mag noch darauf hin¬
gewiesen werden, dali große Gruppen krön Angestellten in de

Übrigen Sozialversicherung, in der Kommunalverwaltung, in den

Banken usw. diese Rechte besitzen, ohne Beamte zu sein.

Diese Rechte haben aber nicht das geringste mit dem Streik-

recht zu tun. Dali der Streik bestimmte zivilrechtliche Polgen
haben kann» gilt i'.ir den Arbeiter, Angestellten wie Beamten; er

berührt das gesamte Arbeitsverhältnis und nicht nur einen Teil.

Die Verwirklichung des einheitlichen sozialen Arbeitsrechts

bedeutet, dafl jeder Arbeitnehmer mil seinen Angehörigen für

alle W-fechselfälle <!cs Lebens (Krankt . Unfall, Invalidität,

Alter« Arbeitslosigkeit usw.) ausreichend versorgt werden muß

So wandelt seh ein Recht, das gegenwärtig erst einem Teil dei

Arbeitnehmer gesichert ist« in ein allgemeines Recht wie

es auch grundsätzlich die Reichsverfassung verspricht. Der

Keim zu dieser Entwicklung lieg! in unserer Sozialversiche¬

rung. Ebenso Kennen wir in der Gesetzgebung die Einschränkung
und Aufhebung des Kündigungsrechts J.,reh den Arbeitgeber. In

Oesterreich und Luxemburg durch das Gesetz über den Dienst«

vertrag Je- Privatang en, in Deutschland durch das Be-

triebsrätegesetz. Das letztere schrankt wesentlich das Kün-*

digungsrecht des Untern« n; es ist sogar der Lall der

Unkün 11 arke I bar. Ein sok Pall ist möglich bei einem

Betriebsratsn 1. das m immer wieder gev t werden

braue In d:: \\ [Wicklung dieses sozialen SchutzreciiU

\ Verwirklich :s Ai srechts. I ter Vorschlag des

Gese . Knappschaftsangeste Iten in ein Beamten«
•

, zu überführen, ! et e Recl tstnacl \ un

e er sehr I seh nigen Begi n Das iß mit den

schärfsten M tteln bekämpft werden.

Kollege Brenke wies auf che bes i Bedeutung d

ie. ^n.tren Vorstoßes in bezug auf tall ng lei Rechts

verhall *e - den übrigen Zweigen der Sozialv< he¬

rung als: Krankenkassen, fsgenossenschafte i. Der

Kampf müsse mit i
_

5 • irisch aufgenomm *

werd un in auch in d*n Ve >eu

da h
'

ufklä schaffen v
•

.en. daß es ein \ 1

kui ;r Verfassung
.

M t-

wi 'er Ve -ten Ier Soz ilvers herung hede *

Jeglichei Einfluß der Ve tr -

auch der Ang«

ste auf die G m h Angestellten

würde, wenn die in dem Gesetz ige I ssulfg Oes

v. ird, US »'. . :ht.
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Nach c.niKhemJer Ausspruche betcMol der Rciciisfadtaus-

Schuß, sofort die Abwehrniaßnahmcn gegen dre Bedrohung ihrer

Rechte einzuleiten.

Die Schaffttx eines Rc i c h s t a r i lc s wurde eingebend

erwogen. Der Reicbsfacbausscfcal vertrat jedoch die Anffas-

innc dctl es im Augenblick an der Möglichkeit der Durch-

fiibruaa mangele, da aui seilen der Knappschaftsvercino es an

einem Tarifkontrahentea fehlt« Es sollen aber die Vorarbeiten

weiter gepüocen v.<_den. Allerdings darf d*c günstige Gestal¬

tung des ii schaffend i Tarifes nicht dnreh entgegenstehende

bezirkliche Bestrebungen gefähi kl werden. Voraussetzung W

lur den Ab .. B in erstei Linie de: Znsammenschlafl nllei

Knappschaft*; i teilten.

De A on ante Knapi chaftsangestellten muß

•daher n gefördert werden. Die Bestrebungen

, »ch t Reform de* Sozialvti icherung machen ein einheit-

..•< / rirken aller Angestellten m der Reichsfach-

grupp< ci z des Zcntralverbandes der Angestell¬

ten n*t*
• I i Be* rs n bt ¦ auch dic Knappschafts-

a gestellten als bisln in kn 0 ts- und Gaufachgruppen

dtr Sozialvcrsiclu / tätig sein, um ihren E'niluB dort zu

v .j crnt Die (>rga i sation muß auf das engste mH der Kollegen-

schaft durch A ¦' u des Betricbsvertranensmänncrsystents ver¬

banden Kur so v.ird es möglich sein« talsclic oder

kitdcnzii Bei c itatti i unter der Koltegeaschaft za ver¬

leiden. I i diesem oi utaatt ben Ausbau maß auch die

engste persönliche Fühlungnahme i I den Kollegen berbei-

gelihrt werben« tun nach den letzten Knappschaftsangestellten

unserer Organisation inzuffdi i. Mar durch die Schaffung und

v:. kung eiiH * •:•• Dieben, geschlossenen Angestelltenkörpers

ht dir Rcichsfachgruppe Sozialversicherung wird es möglich

Win, di wirtschaftlichen und kulturellen Interessen unserer

Koik-:,-: wirks.on m vertreten.

Zur Präge der P a c h a 11 b 11 d b r •. wurde eingehend Bbef

il« bettele • n Lcbrlingsscl alen, Unterrichts- ¦ id Fortbildungs¬

kurse verhandelt Die in u enden Kurse sollen allgemein eine

Ansgesta lang dali ngehend erfahren, dafl auch die Rechtsverhält-

sissc nnd Üesetzesfragen aas den anderen Zweigen der Sozial¬

versicherung mit in den Lehrptau aafgenomnten werden. Wo

<> infolj aahlenmäßtg nur wenig vertretenen Angestellten

der Soi ing nicht möglich ist besondere Unterrichts-

kurse einza ehlert s< :\m vom Verbandsvorstaud besondere Ein¬

richtungen getroffen werden, um noch diesen Kollegen eine

Weih rbi dun *

i irem Berufe zu ermöglichen. Ter eine soziale

ffnodhaburrg ond 4usfarung der Gesctz< toi eine durchgreifende

md fai - mäße Ausbildung der Knappschaftsangesteliteii un-

i ! I n? nude"V.J.k

7.: r A a ag es 1111 n n« unserer Pa ch ze 11 seh r if t

»Volkstum che Zeitschrift lür die gesamte Sozialversicherung41

InrdcrU deren Redakteur, Kollege Aman, auf, auf die Koüege«

eitttuwirken, sich mehr als I shcr an der Mitarbeit lür unsere

Zeitschi zu beteiligen« Der Reichsfachaosschnfl war sich

darüber« nig, afl i lufga! uscrerZeitschrift sein muß« neben

den gewerkschaftlichen Prägen auch die fachliche Fortbildung

unserer Kollegen i fördern. Mehr a:s bisher maß aas den

Rollet « tus sei pferisch an der Ausgestaltung un¬

serer Zeitschrift * earbeitet werden, )"s ist außerordentlich

wichtig, das schwierige Gebiet der Rechtsprechung In der

Sozialvcrs herui i .

' rubel and den Kollegen die

MögHchkeit zu geben, sich die lür die Ausübung ihres Berufes

erforderlichen Kenntnisse am t gnen«

P. ! 5 der Reichsfacbau! chufisitzur.g gibt <• e Ge¬

währ dl dafl in der Kollegi .

• der feste Wille zur

MHarbc I und Ausbau unserer Örgai sation vorhanden ist.

Nur so j t ird es möglich sein, tatl aftig die Interessen der

Knappschaftsai :cst ten im Land :u vc I eten. Von der St«3 ke

ihrer Interes« iret ng wird \ ich die weitere zukünftige Ge¬

res wirtschaftlichen und kulturellen Aufstiegs ub-

; h n! Der Reichsfacl tusch fit rnversiehtlieh, d

d«eser v •/. inter den Knappschaftsamresteliten reichen Wider«

hail find I daü die nunmelti en bedeutungsvoll*

Malta des Verbat ls\ Standes vollste Unterstützung

erhalten!
¦«• '_•- •>.¦«¦¦.

Reichsknappschaftsgesetz
und Landesregierungen.

Aui G l < ;s lieschin ses - h\ fachausschufi-

f ¦ ins di Knapi vom 2& April ist an die

Res reu d< I r« i k »mratudeu Freistaaten folgende Ein¬

gabt gcri«; Uu ! w oi den:

„Das Rcichsarbeitsmii f im hat lern Reichswirtschafts¬

rat und Rcichsrat den Üutwuri i ts Reichsknappschaftsgeseue!

augchen lassen.

Wii» wollen nacUsielK d AuimerkSAmkc es Mini¬

um a Ii« Bestimmungen l ej Eiitwui s , die dre

kßnftigN rechtlicht Stillung der Knacrschaftsanscstcllten rcueln

sollen. Ks sind uns die &) 1«V> bis \43% dic wie folgt lauten,

m.% l*± (Abi 1) Die als borcja-, K»oifti- nmi Uuterbe«%mie anfcstelttfi»,

Im flsjipuniu bc**_J»£f(igten Uf4.nk»i Oes Ret^h_vknappschftft«vcrfjns, 4tt Bc-

tlrhkhsapp^ckafl^Ttfftm. und dtt besonjeren Krar.kcnlras&ffi kahen dk Recht«

ni»d rtlicii;<!i der KcKh.^beanUui tkh.\i näherer Ikstimm^m der D:ca5lordnoRs

(IA). Sie haften iür IreaC OeicHH^tShrKnf uic VorRiüuder ihren Mündeln.

(AI*. 2) Lkii Ka^^cnVcÄirtcn dar! tntlaatuns iür Uie Jahrc^rcchnun« er^l

nach dcrvii Pfufun» und Abn»J>ü)c erteilt werden.

S Ha l>;e DienMordnttux stellt der Ke:chsvirt*chaftsvcrcin »ntcr Mit«

Ukt—g itf ütnn:U;ivc.*ue;.»n2 aui. Jic nach dem ijef,( \z über Be%#.-acr.vtr-

rrelimicen zm bestellen i*t. Ivr \hn\ •.- «K^r MMnirVui:»? ri< htet sich iiüch dem

ijcscxj. uecr LvUii.iUiVcrtrciainttn, souliI siib invht ^un § l+o etvüs anderes

ergikt.
5 M.'». (\h> i) Die tMeuttordsvuii «ct/t die BcmMumm unter BerSclU

lickttcvui iüit ttri.<_fK*i Verklttuhsc der Hc/iri^* ^ :• appsetaffc veresne fc-r Bei

der ^c^t.sttzLr!P: t. itkt die Beaii^cnve. treti«ngt In dr-.i Umbn^c mit, *ir p^cli

§ 78 Nr. 2 %fn BctrkktftteieiClm ren 4. lcbru^r 1920 der AngcslcUtenrat

bei der _RegtttmS «kl likfenc RitBWirktfl kui Wird eine tiit.ixttng über dio

Hc^oldtinj.tn nicht iriiOt. so etUscheidH cn ScfcicdstCriftkt Dictet lrM bU

vonma jcv^^ils ar.J die Dauvf vrn drei J^hitn vom Rfiibaarbeil&miuiater bestellt«

Ks bezieht a»^ eii.eni \oa ibrii aus den »;öhtrtn Rcrcfcbcaintcii eroanAtcn

VtriUicudci IStttt^crtretet) Md m tkf Delaüxen tStetlyertrttcw), ttc J'i

<-h?r Z^hl vrw den P^rtertn tu benennt tt und. Näheres befttfMtl die

IMcuaiardUMf« Vit Ebuckeidviig des Sckiedsicriditi M Un beMe Teile

bmdend.

(Abs. 2.) Der Anspruch auf Rnhcrchait und MiTiterbliebenemttuorgi richtet

5ich nnitk den VorscUrUleu tur Rctebsbc^ir.te. Die Dien^OndMinx üestimnit«

mievcU aut üi pCMliaiM«Mat Bicuslgta d»c Zeit etavr Besetz ttticims: antu-

ntekftcn ist« d.e ein Beamter naUi Voll-nduim dr« awhueknk« !.« ^...sjuhres \» r

An icUung i.ach § 139 im Dienste des Rc»ch^kiKipp^t:hal^vereii%sf eines

iUzirV\k?f.<p^!wh^it»vcrcirjs oder einer besonderen Kra;_kei_kas«c oder einer

anderen Stelle ansgeöbt liiit.

(Abs. Ij Die BeMMaugeu, Rvbe?cha!te und ^onstiren Dieutttoln der

Beamten sowie die PciKioneo f>ir die liii;tcrbiickiiK'ii tiä^t der kck&sknafpJ

Kaattsvc/eiii; dabei gilt ^ !>S Abs. 3.

§ 1-JI. Mit der An>4eUMS MCi § 138 Crlö*eben, soweit nicht %i:c Dicn»t-

ordiiuiii? etwaf. andere« l<:.vtimntt, die An<prhcbe, dic der Beamte ans der Ver-

*4cl«erei.iK auf Grund dic<r^ OciCtSCa, dtr Wttcit*VCrafcfecrtinZuordnung oder de?;

^NtiUktiwmgmWfmmtmtM iwf pWgesttiilc crv\ojt>tn hat. Die Ansprüche leben

¦ iider i.vA. wunu der Beamte freiwillig zv$ dem Dienste des Rcielt^knapp-

MkallAti rt In« ihm BcKWuhuaupi cbattsYcrciM aaa einer bc^o^v;cr\.'l

KfMktukatSe onstcheSdet !»»»d in den DienM eines hnappsekaftltchefl Betriebes

Q 2 A)>v 0 Ibiiliat

§ \<2. Die fcaggg der augCItfUte», dic auf Kfindi^un^« a»i Prrbe. M

fUrtbirgffeCUdCf Dtal UcitiNa. zrc VorfttftttaUS cült die nrr Im Nebenamt

bescir.iitik: werden louie cie Bcxfiirc de; _n Diensten des Reichsltnnppsciiafts-

vereins. eines HeairksJUM_USSC_b_lU^'iriiHS oder cirer l-CN^ndeteii Kran^ei-Kassc

bCtckSftU_tCg Arbeiter i(.\Lt der RckJisknapp&cbaftsverein nah den örtHcfecu

Verbfltuts^vn der Bexirksknapp^clsaitsveritnc unter M.Wirkung d*.r Dtnebs-

Wtruutt&cn ge«ill3 § 73 >'r. I itl BetrkbüStggtaet VOM 4. lel;uar I9J0

lett S MB AM. 3 Eilt einbrechend.

*i HU Die bu S )*ti bt^eichncHr» Anrestelltca w\\\ Arbeiter uniertiearcn

der Yerskhen.n;: nuvh di^^em Oesetz."

Danach ist also vorgesehen, dio als Bureau^ Kanz'ci- und

Unterbeamte angestellten« im Hauptamt beschäftigten Beamten

des Rcicbsknappschaftsvereiiis« dtr Bezirksknappschaftsvereine

und dir besonderen Krankenkassen in das DeamtenverbdltiBS

zw fiberführen« Wir erlauben uns darauf hinauweisen, dafl dio

Knappschaftsangestellten sich wiederhoK gani entschieden gegen

diese Absicht busgesprochen haben. So texte am 17. nnd

in. Juni 1921 in Halle a. d. S. eine Konferenz von Vertretern der

BetriebsrSte 11111 deutschen Knappschaftsvereine« die e I n -

stimmig folgende Entschließung dazu annahm:

»Dk m !?• vud i^. hud tut In HaTle a. d. 5, ms aUca Teilen i

fteichi rer^omnKlten Detrkb<räte \hr Knnppsebaft^vercifi« Md ,# i'ticen

kmppacft keil Miurkhrr.ngrn sov.;
• die \crfr(.'e: der dfei ^pftTrnnrfaut'

&«ttionen t \i'A, fidA. und (krdag) lordera n»:t altera Nacbdrvck. u.*'\ die i#cb

gl .*• gl ki tig bestebende anhethrolk Zcrsplitternnu d; s Knapp^chattswettM hl

;, cbleanigl •¦ 'Acre durch Schsffung eines Rcichsknapp^^kafUvereins beseligt

v ird. Ut*_ MitU'irkiuig di*r gesetzlichen Vertretutix d*r Kn.ippschaitsangestettteii

la den ?. schadenden Vertretang •.. »>e: < i heu (Bezirks« and ReiUi^knapp^

v bat vtrehie strab Rclch\koai>fwchalisraO M skberxuMdlei

Dtrth das kommende Rcicksfcnrpp^cttaftsgtaetg ist ü» bi irornen, d.;3 d:e

Knappsebaftsange^KlUen pack wie vor Privatangesteüte bleiben Die vr.n cir

croBen T(::i der ltnappr*chattsa«igestente:i herei.S erv .»rbnun }*• I/o tl'.'innd-

harkttt des DienstverklJtnrMCs, Kubegeba isherecbtiximc i' lerbtiebenenver^

sorjiung) missen avl alle Knap^rcti ft anirestelhe ai - dehot and das aesanrta

icitsverb^lmis iimö eurbeii.k'i da.vh ktkh ag geregelt vcrdeu.H

Trot so in dieser Präge dic Knappschaftsangestellten

her Richtungen sich vollkommen i sind und sich auf

ii;.s schärfste gegen ihre Üehcrführong in das Staatsbeamten«*

Verhältnis senden, hat das Reichsarbtitsrriiiristcrium in dem <?c-

Setzentwurf vo ien, d: diese Angestellten i:> Zukunft die

Rechte und PfUchten der Rekrhslieantteu haben soilen. Das

Reichsarbeitsmini • begründete dic Ueberuabme dieser Jk?-

mninng einer Besprechung mit den Ingestelltcnvcrbänden

am 19 April d. J. damit« dafi aus Arbeitgebern und Arbeit¬

nehmern des Bergbaues eingesetzte Vierzehner-Kommission mit

Sümmenmeiirtie l di vorliegende Pass beschlosstn hätte«

Die Ansicht des Rcichsarbeitsmii isteriums ginge allerdings dahin,

dali diese grundsätzliche Präge erst entschieden werden könne

bu dem bevorstehende!! Umbau der Sozialversicherung. An-

gesichts einer solchen Mitteilung bleibt es unverstündlich, wie

das ReichsarbeitM_ninisteriuui liest Bestimmung in den ::rt»t-

lidien Qcsi /c; ; iiberneUnieu kaim, die infolÄ< tlnxi \ui(*
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tragende) hBipielien Bedeutung das ganze Rcnsknappschafts-

M len muß.

>er auch die Stimmenmehrheit in der \feraehner-Koni*

nnr Jurch irrige Voraussetzumreci möglich gewesen,

im Beweise dafür führen wir folgende Tatsachen an*

1

e Generalversammlung des Allgemeinen Deutschen Knapp-

erbandes vom 19. September 1921 in Freiburg beschloß

ig unseres Vertreters, daß diese Frage erneut iu der

-Kommission beraten werden soll. Ca wurde weiter

ein Ar unseres Vertreters angenommen« dafl zu diesen Be¬

ratungen em Vertreter der Angestellten hl &heu ist. Dieser

r aller Angestelltenverbinde war auf Grund einer v r«

..ruonen'Verständigung aller Angestelltenrichtungeu unser

\ Ismitglied Schröder, der auch nn der Tagung der Vier-

^-Kommission vom 90. Oktober 1921 in Salzuflen teilge-
•n hat. Aui dieser 1 igaug hat unser Herr Schröder nach

vorbeirgehsnder Vereinbarung m;t den beiden anderen Spitzen-
lisationea der Angestellten (Qesamtverband Deutscher An-

tdltcngcwerkschnflei und Oewerkschaftbund Ier Ange¬
bellten) folgenden Antrag anstellt: Der $ I3S erhält folgende

j:

Di- Ar^e^cllteit des ReicJisknappschafsvercins und Um IV — .-^krupp-

rtreire und der besonderen Krankenkassen werJen aui Pnvaiihcnst-

vcrtfll aiu stellt. Sic haften für treue Ocschattsiührung uie \ormönJcr ihren

Indtln. 2ur Regelung der gesamten Arbeitsverhältnisse sch.icüt der Reichs-

kM9USchaft<verein mr dea drei Spltz^norgarisaucncn e:.U£i RjichsUhi-

\ - trag ab."

Wir stellen also fest, daß dieser Antra«? im Namen der drei

SpitaeaorgairisattoMU der Angestellten gestellt worden ist. Hier-

aas geht die Tatsache hervor, daß sich sämtliche Angestellten-

Organisationen in dieser Frage einig sind und dafür eintreten,

dad die Knappschaftsangestellten auf PrivaUlienstvertrag ange¬

stellt werden sollen.

Bei Jer Abstimmung (iber diesen Antrag ergab sich nun,

daß 5 Stimmen dafür und 9 Stimmen dagegen waren. Dieses
Summenverhältnis wurde nur möglich, weil die beiden Vertreter

der christlichen Gewerkschaften unter falschen Voraussetzungen

dagegen summten. Das Protokoll über die Tagung in Salzuflen

verzeichnet folgende Ausführungen der beiden in Frage kom¬
menden Herren:

..Vbenersekretär Carius: Ich hatte bisher nicht die genügende Pühlang mit

;er Augesieil tenOrganisationen, weil Ich tu dea Siuungen derselben nicht WBm

jgen war; nur weit ich. daß sie untereinander abweichender Meinung sind

!>•* heutigi* Vorlage ist weitergehend und tür die Knappschaftsangestellten

gftntttrer als ein Prlvatvertr*g, und Ich möchte mich deshalb der Mehrheit

<ti_>~)-i_e!Jen

Atitester Theünert tchheBt sich den Ausfahrungen des Herrn Carius an.M

Aus den vorangegangenen Darlegungen ergibt sich also, daß

»ide He'ren sxh unter falschen Voraussetzungen für den vor-

liegeadM Vorschlag ausgesorochen haben. Nach erfolgter Auf-

irung i:irch die ihm nahestehende Angestelltenorganisation
hat Herr Carius bereits persönlich zugetreten, dali seine Stellung¬
nahme e ne andere gewesen wäre, wenn er das vorher ge-

Wntt hatte.

Die Uehernahme der H 131 bfs 143 in den amtlichen Ent¬
wurf beschwört notwendigerweise die schärfsten Abwehrkämpfe

der Knaopschaftsangentellten herauf und gefährdet damit das ge-

nte Gesetzgebung* «verk. Wir möchten mit größtem Ernst

I Nachdruck zum Ausdruck bringen, daß d_e Abwehrkämpfe
unvermeidbar sind, wenn nicht noch in letzter Stunde eine Aen-

lerung erfolgt. Es ist ein unerträglicher Gedanke« eine große
An*reste!lienschicht gegen ihren einmütigen Willen aus einem
;> vatangesteütenverhältnis in ean Beamtenverhältnis zu über-

^>mren.

Wir haben uns erlaubt, die Aufmerksamkeit der dortigen

srung auf diese überaus wichtige Frage zu lenken. Wir

wii len es sehr gern begrüßen, wenn die Regierung ihren Ver¬
tretern Im Reichsrat unter Würdigung der oben angeführten Tat¬
sachen entsprechende Instruktionen ertei-cn würde, damit schon

im Reichsrat die vorgeschlagenen K 138 bis 14J beseitigt werden
I ^n ihre Stelle unser Vorschlag gesetzt wird/*

«r ¦¦¦¦»¦

f)ie Tarifbewegung der württembergischen
Krankenkassenangestellten.

Der r>eit Mai _£20 bestellende Taritvertri* rufde bekam
I -1« vom Württember&ischen Krankenkassenverband für

M Mär« \922 crekfiivdit.t. Den letzten Anstoß zu dieser Kündi«

ing gab «rohl ein Beschluß des Tarifamts, die Teuer_.n_.sz-.la-
*

i nicht nach den staatlichen Grundsätzen, sondern prozentual
'

20 Proz.) mit einer Mindestzulage von 300 Mk. ab Ausrust 1921
-?zusetzen. Dem Tarifamt stand d-urch die Bestimmunf. des

irifvertracs unzweifelhaft das Recht zu, einen solchem Beschluß
'

i fassan. aber der WUrl?emberj.ische Krarrker.k_.ssenverband
i-'rte s:jh beharrlich, diesen rechtmäßig und endgültig ß.e~

ten Bt.schluü durchzuführen. Dazu kam, daß die führendem

«nner Im WfirltemberRisclien Krankenkassenverband £<und-
> *t^lich Gegner <>•» iV«? Vertrags üüd. den Abschluß des letzten

.¦'

Tarifvertrags als übereilten Schritt unter dem Einfful der „be*

wegten Zeit4 betrachteten« der io schnell als möglich wieder zu

verschwinden habe. Man Ist dort allgemein der Auffassung, daß

als Orundlage für die Besoldung der Angestellten l>ei den Kran¬

kenkassen dio staatliche Besoldungsordnung vollkommen aus-

reiche, und hatte deshalb schon aui einer früheren Landesver«

Sammlung den Beschluß fassen lassen, daß den Angestellten die

Teuerungszulagen nur nach den Grundsätzen der staatliches Bes
soldungsordnnng gewährt werden soilen.

Wir wuüten deshalb« daß die Verhandlungen über den neuen

Tarifvertrag schwierig werden wurden; trotzdem legte die

Landesversannnlunf der Kassenangesteüteu tu Eßlingen wie

auch eine Landeskonferenz der KassenangesteUten in Stuttgart
einstimmig ihr Verlangen nach einem Tarifvertrag fest, und

unter dem Eindruck dieses Beschlusses wurde euch der Vor¬

stand des Württemhergischen Krankenkassenvörnandes durch die

vorletzte Landesversammlung der württembergischen Kranken*

kassen am 28 November 1921 beauftragt« einen neuen Abschluß des

Tarifvertrags mit den Angestellten zu tätigen.

Der Entwurf zu dem neuen Tarifvertrag wurde in Beachtung
der nun einmal vorhandenen Vorliebe tür die Besoldungsordnnng
eng an diese angelehnt. Einige Tage vor Beging der Verband*

hingen mit dem Wlrttembergischea Krankenkassen verband

(8, Nlira 1922) erhielten wir dessen Gegenentwurf. Charakte-

i istisch daran war, daß er ein Abklatsch des Entwurfs einer

Vereinbarung war« die der Verwaltungsdirektor Qamer schon

im Oktober 1921 als seinen Vorschlag an <iie Kassen hinaus¬

gegeben hatte und deren Geist am besten durch folgende dann

enthaltenen Sätze gekennzeichnet war: „. .-. Daß die •leitenden

Beamten, welche meistens beruflich ausgebildet und staatlich

geprüft sind, ie nach der Größe der Kasso und dem Umfang der«

selben. Oberhaupt mindestens dem Verwaltungsaktuar, Ortsvor«

Steher. Stadt- oder Gemeindepfieger und sonstigen Leitern größe¬

rer Qemeindebetriebe gleichgestellt werden müssen, wrird wohl

einer weiteren Begründung nicht bedürfen, denn die Verantwort¬

lichkeit des leitenden Beamten, der immer mehr sich erweiternde

Aufgabenkreis der Kassen, stellt ihn diesen Beamten in seiner

Tätigkeit mindestens gleich. Die nachfolgenden Beamten und

Angestellten haben, soweit sie nicht schon staatlich geprüft sind«

die Möglichkeit,, durch Ablegung der eingeführten Prüfung im

Kassendrenst, welcher eine Vorbereitung vorausgehen muß, ihre

Befähigung zur Bekleidung besser bezahlter Stellen nachir-vei**

sen. . . .
Denn der Berufsbeamte, welcher vom Verlassen der

Schule an die Beamtenlaufbahn eingeschlagen und seine Befähi¬

gung zur Bekleidung von Aemtern durch erfohrreiche Ablegung

einer Prüfung gezeigt hat« sollte im allgemeinen dem kaufmänni¬

schen Angestellten vorgezogen werden, als letzterer nicht eben«

falls durch eine längere praktische Tätigkeit im Kassendienst und

erfolgreiche Ablegung der eingeführten Prüfung seine Befähi¬

gung zur Bekleidung besserer Stellen bewiesen hat/' Werter

war in dieser Vereinbarung vorgesehen, daß bei eintreteikfcu

Meinungsverschiedenheiten in erster Instanz das Versicherungs«

amt und als Berufungsinstanz das Oberversicherungsarnt end¬

gültig zu entscheiden habe« und am Schluß hied es: „daß durch

Abschluß einer Vereinbarung nach diesen Grundsätzen das so^

genannte Spcrrgcseu endgültig beseitigt und Streitigkeiten zwi¬

schen den Kassen sowie ihren Beamten und Angestellten so gut
wie ausgeschlossen seien".

Dieser Entwurf wurde von dem Kollegen Böhme aui tief

Landesvcrsammiimg am 28. November 1921 kritisiert und darauf«

hin wurde der schon oben mitgeteilte Beschluß »faßt, daß mit

der Organisation der Augestellten in TanfvcrhandUingen einzu¬

treten sei.

Noch ein Charakteristikum ist zu registrieren. Der uns über¬

sandte Oegenentwurf enthielt als weiteren Vertragskontrahenten

den „Zentralveniand der wfirttembergischen Gemeinde- und

Körperschaftsbeamten*'. AI* wir uns nach dem „Warum4 dei

Hinzuziehung dieser Organisation erkundigten, erfuhren wir, daß

die Qesch.;iftsleitervereini^ung, die dem Zentralverband der Kor

f>erschaftsbeamten angehört« e$ gewünscht hätte« der Vorsitzende

dieser Ocschäftsleitervereinigune ist Verwaltungsdirektor Game;

Nach Fühlungnahme mit dem Geschäftsführer des ZdK. wurde

uns von diesem erklärt daü der Verband nur Interesse fiir di^

Qeschiftsletter haue und im höchsten Falle fflr die Beamten dei

höheren Gruppen von VII oder VIII ab.

Be; Beginn der Verhandlungen brachten wir d_e Hinzu

Ziehung des ZdK, nochmals zur Sprache. Hier wurde uns et

klärt, daß. wenn wir uns gegen die Teilnahme des ZdK. wenden

würden, dann der Württember gisebe Krankenkassenverband
eben gesondert Verhandlungen führen würde« Daraus ging klar

hervor, daß von seilen des Wflrttembergischeu Krankenkassen
Verbandes diese Organisation nur hinzugezogen wurde, um sie

als Keii gegen die Angestelten selbst zu benutzen. Der Vertrete«

des ZdK. erklärte dann auch eingangs, daß sie von der Stellung

des Krankenkasseaangestetlten eine andere Auffassung bitten

ais der Zentral verband der Angestellten. Sie bc erachteten i

als einen öfteotlich~recbUicfa angestelltes Beamten und es vei

deshalb mcht angebracht, fflr ihn einen Tarifvertrag abru<
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n. Cr sei deshalb damit einverstanden, daß in Form

emer Vereinbarung die Besoldungsordnyng der Kflrperschafts«
i amten Ifti He Angestellten festgelegt würde. In stundenlanger

Rede und (legenrede haben wir versucht, den Württemberg!«

leben Krankenkassenverband davon zu überzeugen, daß die

KassenangesteUten ein Recht aui einen freien Tarifvertrag haben.

und dafl es die Aufgabe eines Stücks Selbstverwaltungsrecht sei.

wem s.ch der Wflrttembergiscbe Krankenkaaseuverband voll¬

kommen der staatlichen Besoldungsordnung unterordne. Ganz

besonders wiesen wir darauf bin, daß die Ortskrankenkassen

Selbstverwaltungskörper seien und deshalb den Bestimmungen

des Sperrgesetzes wicht unterliegen. Sie haben deshalb jeder¬

zeit das Recht, die Bezüge ihrer Angestellten in Wflrdignng ihrer

Tätigkeit nach pfikhtmäßigem Ermessen festzusetzen. Von dei

Oc leite wurde uns entgegengehalten, daß das Oberversiehe«

rungsan I immer noch das Recht der Genehmigung nach $ 355

R\o hätte. Wir machten daraui aufmerksam, daß das Ober«

versicherungsamt nur dann die Genehmigung der Besoklungs-

ordnung nach $ 355 RVO« versagen kann, wenn ein Wichtiger

Grund vorliege, insbesondere wenn Zahl oder Besoldung der

Angestellten la auffälligem Mißverhältnis zu ihren Aufgaben

Steht« Aber alle diese Darlegungen konnten nichts nützen.

Zuletzt stellte es sich heraus, daß auch das Oberversiche-

rungsamt schon mobil gemacht worden war, das erklärt hatte,

daß irgendwelche tariflichen Bestimmungen, die in die Dienst¬

ordnung eingreifen, keine Zustimmung erhalten wurden, wenn

6:e nicht den Grundsätzen der staatlichen Bcsoldungsordnung

entsprechen.
Untef diesen Umstanden mußten wir versuchen, die Bestim¬

mungen der Vereinbarung wenigstens so zu gestalten, daß Wirt«

nchaftHcbe Schädigungen der Angestellten möglichst hintangehal-

ten wurden«
Dic Hauptauseinaadersetznngea konzentrierten sich dann

einmal auf die Arbeitszeit, Hier sollte die teilweise schon seit

1912 bei den württembergischen Krankenkassen eingeführte 45-

Stunden-Woche durch die 48-Stunden-W'oche ersetzt werden.

Zum zweiten gab es Auseinandersetzungen über dic Umgruppie¬

rung der Angestellten lu die einzelnen Gruppen der staatlichen Be-

solduugsordnung. Bei den Verhandlungen über den letzten Punkt

war es außerordentlich interessant, daß die Gruppierung der Ge-

ickäftslerter kaum die Zeit von 10 Minuten In Anspruch nahm,

daß aber, als Je Einreihung der übrigen Angestellten vorgenom¬

men weiden sollte, auch hier sich zeigte, daß man mit der neuen

Gruppierung die Angestellten möglichst stark nach unten drücken

wollte.
Die Verhandlungen gestalteten sich mehr und mehr zu einer

Verhandlung ül>er den Inhalt der Dienstordnung; die Vereinba¬

rung bekam nur noch die Form eines Mantels, der in kurzen

knappen Sätzen den Geltungsbereich der Vereinbarung, die

grundsätzliche Festlegung der Dienst- und Besoldimgsordnung

der Staatsbeamten für die Kassenangestellten sowie Bestimmun¬

gen aber die Durchführung der Vereinbarung enthielt. Damit

wurde natürlicherweise dem Oberversicherungsarnt der weitest¬

gehende Einfluß auf die Ansteüungs- und Gehaltsverhaltnisse

der Angestellten eingeräumt; es war dann nur folgerichtig, wenn

die weiteren Verhandlungen im Verein mit dem Vertretet des

Oberversicherungsamts geführt wurden. Bei diesen Verhand¬

lungen stellte sich dann heraus, daß auch die Arbeitgeber ihren

Cinflufl hatten spielen lassen und das Oberversicherungsamt dar¬

auf hingewiesen hatten, dali den Angestellten keinerlei Besser¬

steilung gegenüber den Staatsbeamten zugebilligt werden dürfe.

Am 8. April 1922 fanden dann die letzten Verhandlungen

Hill dem Württembergischen Krankenkassenverband statt. Hier

Wurde um ein fertiger, vollkommen umgearbeiteter Entwurf für

eine Vereinbarung über die Gehalts-, Dienst- und Anstellungs-

verhältnisse der Angestellten und Hilfsarbeiter der wüntember-

gischen Krankenkassen, eine Dienstordnung und eine Besoldungs¬

ordnung vorgelegt, worin es am Kopf hieß, daß dieser Entwurf

aufgestellt sei nach den Verhandlungen der beteiligten Verbände

am s. und 9. März 1922 mit den durch die Stellung¬

nahme des W fl r 11 em be r gi SC heu Oberversiche¬

rungsamts erforderlich gewordenen A e ti d e-

r u n g e n. Damit war für die Verhandlungskommission eine

vollkommen neue Basis geschaffen. Für uns entstand nun d.e

Präge, ob wir diese Vereinbarung1 schlucken oder lieber eine

Zeit auf IMS nehmen wollten, in der keinerlei kollektive Regelung

besteht.
Wir gaben nach kurzer Besprechung folgende Erklärung ab:

JD Verhandlungskommission der Angestellten ist nach wie

vor de: Auffassung, daß die beste Regelung der Ansteüungs- und

OehaltSverbältniSM Iflr lie Krankenkassenangestellten durch

einen freien Tarifvertrag hatte erfolgen können. Wir sind aber

unter Umständen bereit, der Vereinbarung zuzustimmen, wenn

1. über die Aufrückung in höhere Stellen gemäß § 7 Abs. 1

Ziffer 3 der Dienstordnung.
2. über de Dienstzeit in $ 24 Abs I, sowie

.; aber da Schiedsverfahren in I 32 der Dienstordnung eine

bc.de Teile befriedigende Losung gefunden wurde.

Der jetzigen Regelung können wir urter keinen Umständen zu¬

stimmen, da dieselbe eine Verschlechterung selbst gegenüber

dem Resultat der beiderseitigen Verhandlungen darstellt.

Um diese Differenzen zu beseitigen« schlagen wir vor. eine

kleine Kommission einzusetzen, die noch vor der Landcsvcr-

Bammlung eine befriedigende Lösung herbeiführt.

Wir müssen uns außerdem noch dagegen wenden, wie das

Oberversicherungsarnt bei dieser ganzen Frage engagiert worden

ist; dies entspricht unserer Auflassung nach nicht mehr den

Rechtsverhältnissen, wie sie durch das Betriebsrategesetz und

die Verordnung vom 23. Dezember 1918 neu geschaffen wurden.14

Zu dieser Erklärung nahm dann der Ausschuß des VVürttem-

bergiseben Krankenkassenverbandes nochmals Stellung, und es

wurde unserem Vorschlage, eine besondere Kommission einzu¬

setzen, welche die Differenzen zu beseitigen habe, Rechnung ge¬

tragen. In dieser wurde über das Schiedsverfahren eine uns be¬

friedigende Lösung festgelegt. Ueber die Aufrückung in höhere

Stellen wurde die Erklärung abgegeben, daß die Vereinbarung

und Musterdieustordnung nur Mindestbestimmungen enthält, und

daß von den einzelnen Kassen eine loyale Auslegung der in der

Vereinbarung festgelegten Bestimmungen vorgenommen würde.

Des weiteren wurde vereinbatt, daß über die Dienstzeit de

Landcsvcrsammlung der württembergischen Krankenkassen, die

am 10. April 1922 tagt, abstimmen soll. Auf dieser Landesver¬

sammlung wurde dann auch der Antrag: die 48-Stunden-Wochc

bei den KassenangesteUten durchzuführen, abgelehnt und damit

dem Verlangen der Angestellten, die 45-Stunden-Woche beizu¬

behalten, Rechnung getragen. Damit fand die Tarifbewegung

der württembergischen Krankenkassenangestellten ihren vorläu¬

figen Abschluß.

Ab L April 1922 haben die Krankenkassenangestellten eine

Vereinbarung, die folgenden Wortlaut hat:

I. Geltungsbereich der Vereinbarung.

Diese Vereinbarung gilt für alle württembergischen Orts-

und Innungskrankenkassen.

II. Dienst- und Besoldungsordnung.

1. Die als Anhang beigefügte Dienst- und Besoldungsordnung

bildet eirven Teil dieser Vereinbarung. Sic regelt die Gehalts-,

Dienst- und AusteÜuiigsverhältnisse der KasscnangcstePten.

2. Beim Vorliegen besonderer Verhältnisse steht es den Kas¬

sen frei, die Angestellten auf dem für Aenderung der Dienstord¬

nung vorgeschriebenen Wege (§§ 355, 346 Abs. 2 Ziff. 1 RVO.)

in andere Besoldungsgruppen, als sie in der Besoldungsordnung

vorgesehen sind, einzureihen.

3. Bei fortschreitender Teuerung ist zu den in § 17 Abs. 1

und 2 der Dienstordnung vorgesehenen Beträgen ein entsprechen¬

der Zuschlag zu gewähren.
4. Werden den Staatsbeamten erhöhte Gchaltsbezüge ge¬

währt, so sind diese Erhöhungen auch den Kassenangestellten

innerhalb 14 Tagen nach dem Erscheinen des „Staatsanzeigers"

odtr Regierungsblatts, in dem die, Regelung für die Staats¬

beamten veröffentlicht ist, auszubezahlvn.

111. Durchführung der Vereinbarung.

1. Diese Vereinbarung ist nach § 2 Abs. 2 der Satzung des

Wfirttembergiscbeu Krankcnkassenverhandes als Vertrag anzu¬

sehen und deshalb für sämtliche Verbandskassen bindend.

2. Die vertragschließenden Parteien verpflichten sich, ihren

Einfluß zur Durchführung und Aufrechterhaltung dieser Verein¬

barung einzusetzen und Verstöße gegen die Veteinbarung oder

Umgehung derselben nachdrücklichst zu bekämpfen.

IV. Uebe rgangsbe stimm n n ge n.

1. Für die auf Grund dieser Vereinbarung anf I. Oktober

1921 vorzunehmende Neueinreihung der Annestellten ist das

Besotdtngsdienstalter am I. Oktober 1921 maßgebend, soweit

der noch bis 31. März 1922 laufenue Tarifvertrag keine andere

Bestimmung enthält.

2. Beim Inkrafttreten dieser Vereinbarung bereits bestehende

günstigere BesoldungSVerhältnisse dürfen nicht verschlechtert

werden.

V. Schlichtung von, Streitigkeiten.

Siehe Dienstordnung § 31.

VI. Dauer der Vereinbarung.

1. Die Vereinbarung gilt für die Zeit vom 1. Oktober 1921

bis 31« Dezember 1922.

2. Sie kann von jeder der drei Vertragsparteien unter Ein¬

haltung e ner Frist von 3 Monaten aut den Seh* jß eines Kalender¬

jahres schriftlich gekündigt werden Erfolgt keine Kündigung.

so läuft sie jeweils aui 1 Jahr weiter.

Anlage: Eine Muster-Dienstordnung mit angehängter Be¬

soldungsordnung.

Die Besoldung geschieht nach folgenden Grundsätzen:

I. Das Diensteinkommen bestimmt sich nach den jeweiligen

Bezügen dtr Staatsbeamten.
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If. Die Geschäftsleiter der Krankenkassen werden in sinn«

jf( Ber Ai.ucndung des württembergischen Besoldungsgesetzes

folgendcrmaien eingereiht:*)

bc: Kassen mit einer Mitgliederzahl

Klasse Gruppe

bis 1000 a VI \
von 1001- 2000 b VII . staatl;chen

oooi- 4000 c VIII
„

öcr staau caen

4001 -10 000 d IX Bcsoldun^sordnung
m

über 10 0;)0 e X '

III. Für dic erstmalige Einstufung der OcschafMeiter ist der

durchschnittliche Mitgtiederstand des Jahren 1921 maßgebend.

IV. Verringert sich der Mitgliederstarid einer Kasse um mehr

Bi* 300 unter die Mitgiiedergrenze der betreffenden Gruppe und

hält dieser Rückgang mindestens ein Jahr lang an. so ist der

Qeschäftsleiter vom Beginn des nächsten Kalenderjahres an in

die leinen bisherigen Gehaitsbezügen entsprechende Stufe der

nächst;! c Ir.-gercn Gruppe einzureihen. Eine Kürzung seines

Dk nkommens darf nicht eintreten. In gleicher Weise i^t

der G schflftsleiter in die nächsthöhere Qruppe zu versetzen«

wenn d -r IMitgliC (erstand um mehr als 301) über die Höchstgrenze

Steigt un 1 diese Steigerung mindestens ein 5nhr angehalten hat.

V. Die übrigen Angestellten werden folgendermaßen ein-

Xcrciht:**)
a) Angestellte bis zum 20. Lebensiahr, die in der Ausbildung

begriffen sind, mit Ausnahme der Lehrlinge, für die ein Lehr-

vertrag abgeschlossen ist: Gruppe I der staatlichen Bcsoldungs-

ordnung. D.e Ausbildungszeit darf für Angestellte, für die kein

Lehrvertrag abgeschlossen ist. zwei Jahre nicht überschreiten.

bl Gehlfinnen. Pförtner, Kassendiencr, Heizer« Gärtner bis

zum l ebensalter von 25 Jahren sowie Krankenbesucherinnen:

Oruppe II der staatlichen Bcsoldungsordnung.

c) QehiHinnen, Pförtner. Kassend.ener. Heizer, Gärtner über

25 Jahre* (ruppe JI! der staatlichen Fkso.dungsordnung.

di Gehilfen nnd BeitragscinziHier fKassenbotrn) bis zu

?5 Jahren, Gehilfinnen in gehobener Stellung, Maschinisten,

Krankenbesucher; Gruppe IV der staatlichen Besoldungsordnung.

t) Gehilfen und Be.tragscinzieher (Kass<?nboten) üt>er

7* lab e and Assistentinnen; Gruppe V der Staatlichen Besol-

«Jungsordnung.
f) Assistentinnen, Gehilfen in gehobener Ste'lung: Gruppe VI

der staatlichen Besoldungsordnung.

gl Sekretäre: Gruppe VII der staatlichen Bcsoldungsordnung.

h^ Ohersekrctärc. Kassierer, die mit der Fuhrung der Haupt-

kas^e betraut sind, in Kassen bis zu WXK! Mitgliedern: Gruppe VIII

dtr staatlichen Besoldurigsordnung.

i) Kasslerer, die mit der Führung der Hauptkasse in Kassen

von mehr als 5(WW) Mitgliedern betraut Sind, Obersekretäre in ge¬

hobener Stellung: Gruppe IX der staatlichen Bcsoldungsordnung.

VI. Sind Angestellte bisher schon in einer höheren Besol¬

dungsgruppe, so bleiben sie für ihre Person in ihr eingereiht.

VII. Abänderungen der staatlichen Bcsoldungsordnung fin¬

den ohne weiteres auch auf die Krankenkassenangestellten ent-

Sprechende Anwendung.

VIfl« Hilfsarbeiter und Hilfsarbeiterinnen erhallen jeweils den

Anfangsgehalt nebst Ortszuschlag. Kinder* und Teuerungszulagen

derjenigen Gruppe, weiche für ihre fecte Anstellung in Frage

kommt Nach Ablauf des auf die Einstellung folgenden Kalender¬

jahres wird den über 18 Jahre alten Hinarbeite:n und »arbeite«

rini i die lu § 13 Abs. 1 der Dienstordnung vorgesehene Vor-

rftckung zugebilligt.

Alle übrigen Bestimmungen sind in der Musterdienstordnung

Verankert die genau so wie die Vereinbarung einen Vertrag

darstellt den die Kassen auf Grund der Satzungen des Württem¬

bergischen Krankenkassenverbandes einhalten müssen. Auch

diese Mnsterdienstordnung soll, wie von den einzelnen Verband-

lungskommissionsmitgltodem des öfteren versichert wurde, das

M im darstellen« was die Kassen gewähren müssen, und daß

es ieder Kasse frei stehe, über dieses Minimum durch beson¬

deren Beschluß hinauszugehen. War betonen dieses besonders.

ca allei Wahrscheinlichkeit nach gerade diese Zusicherung von

•) Anmerkung: Auf dem fiir Aenderungen der Dienst¬

ordnung vorgesehenen Wege ($5 355, 346 Abs. 2 Ziff. 1 RVO.)

können ausnahmsweise

1. die Qeschäftsleiter besonders großer Kassen nach längerer

Dienstzeit in Besoldungsgruppe XI,

2. d»e Geschäftsleiter der Klassenstuien a -d beim Vorliegen

außerordentlicher Verhältnisse in die nächsdiöhere Besol¬

dungsgruppe
eingere hl werden.

Bei dem Ortskrankenkassenverban 1 Stuttgart ist dic Ein¬

reibung des Oeschäftsleiters besondere: Regelung vorbehalten.

Anmerkung: Die Einreihung sonstiger Angestellter
größerer Kassen bleib! besonderer Regelung durch die Be*

düng rdnung überlassen.

den einzelnen Verständen nicht genügend berücksichtigt wird.

Unsere Kollegen können sich bei dem Verlangen nach Festhalten

an schon bestehendem Besseren oder Festlegen von günstigeren

Arbeitsbedingungen aui diese des öfteren uns gegebene Zusiche¬

rung berufen.

Das eine sei noch ausgesprochen: das Streben und das Recht

auf einen freien Tarifvertrag ist mit diesen Vereinbarungen nicht

aufgehoben« Wenn die Angestellten erst durch praktische Er¬

fahrungen die scheinbaren Wohltaten der Besoldungsordnung am

eigenen Geldbeutel spüren werden, dann wird sich das Verlangen

nach der Regelung der Ansteüungs- und Qtehaltsverhflltnisse

durch einen freien Tarifvertrag um so stärker entwickeln. Wir

sind fest überzeugt daß dann auch die Herren, die heute noch

glauben, den KassenangesteUten das Tarifrecht streitig machen

zu können, erfahren werden, daß seit dem 9. November 1918 sich

In bezug auf das Arbeitsrecht doch manches geändert hat. ribo.

M-^ *"^F ¦ ¦ ¦ ¦ ¦ iimmmmmm** «*1

Verwaltung.
Gesetz über Aenderung der Wahlen nach der Reichsver¬

sieherungsordnung. Vom 13. April 1922. (..Reichsgesetz-

blatt'4 N r. 3 2 vom 2 8. A pr i 1 1 9 2 2.) Der Reichstag hat

das folgende Gesetz beschlossen, das mit Zustimmung des

Reichsrats hiermit verkündet wird:

•Artikel!.

Im § 47 Abs. 1 und im I 92 der Reichsversieherungsordnung

wird das Wort „Männer44 durch ..Deutsche" ersetzt.

Artikel II.

1. $ 72 der Reichsversieherungsordnung iällt weg.

2. § 73 der Reichsversieherungsordnung erhält folgende

Fassung:
..Die Beisitzer aus den Arbeitgebern werden von den Arbeit-

gebermitghedern, die Beisitzer ans den Versicherten von den

Versichcrtenmitgliedcrn der Ausschüsse der Versicherungsan¬

stalten gewählt, zu deren Bezirke das Oberversicherungsamt

gehört Ben Zugehörigkeit des Oberversicherungsamts zu meh¬

reren Versicherungsanstalten setzt das Reichsversicherungsamt

das Stimmenverhältnis nach der Zahl der Versicherten fest.

Die Wahl geschieht nach den Grundsätzen der Verhältnis¬

wahl, Das Reichsversfcberunttsamt erläßt die Wahlordnung/*

3a. Der Vordersatz von § 75 Abs. 2 der Rexhsversicherungs-

Ordnung erhält folgende Fassung:

..Die Versichertenbeisitzer werden nach den Grundsätzen

der Verhältniswahl von den Versicherten-Ausschußmitgliedern

der Betriebskrankenkasse oder der Sonderanstalt oder von den

Knappschaftsältesten gewählt, die den Vorständen der betei¬

ligten Knappschaftsvereiae oder Knappschaftskassen angehören;44

b. $ 75 Abs. 3 der Reichsversieherungsordnung erhält fol¬

genden Zusatz: Bei Sonderanstalten der Reichsbahn kann die

oberste Verwaltungsbehörde auch bestimmen, daß die Ver¬

sichertenbeisitzer von den Versicherteuvertretern im Vorstand

der Anstalt zu wählen sind.

Artikel III.

1. I §9 der Reichsversieherungsordnung erhält folgende

Fassung:
..Die ZWÖll Arbeitgeber werden von den Arbeitgeberrnitglic-

dern, die ZWÖ7I Versicherten von den Versichertenmitgliedern

in den Ausschüssen der Versicherungsanstalten und in den ent¬

sprechenden Vertretungen der Sonderanstalten nach den Grund¬

sätzen der Verhältniswahl gewählt. Die Ausschußmitglieder.

Welche dem Gewerbe angehören, wählen ie sieben Vertreter

aus dem Bereiche der Gewerbe-Unfallversicherung und ic einen

Vertreter aus dem Bereiche der See-Unfallversicherung. Die der

Landwirtschaft angehörenden Ausschußmitglieder wählen je vier

nichtständige Mitglieder aus dem Bereiche dtr landwirtschaft¬

lichen UnfalU ersicherung. Das Reichsversicherungsamt setzt

das Stimmenverhältnis der Wälder nach der Zahl der Versicherten

fest und erläßt die Wahlordnung.

Soweit Knappschaftsvereine oder Knappschaftskassen als

Sonderanstalten zugelassen sind, erfolgt die Wahl von (\en dem

Vorstand angehörenden Arbeitgeber mitgiiedern und Knapp-

schaftsältestetL Bei Sonderanstalten der Reichsbahn kann die

oberste Verwaltungsbehörde bestimmen, daß die Versicherten-

Vertreter im Vorstand der Anstalt wahlberechtigt sind.

Das Reichsversicherungsamt leitet die Wahl und veröffent¬

licht das Wahlergebnis.*1
2. H 88, 90. 91 der Reichsversieherungsordnung fallen weg.

A r t i k c 1 I V. •

1. 5 107 Abs. 1 der Reichsversieherungsordnung wird wie

folgt gefaßt:

..Für Wahl. Rechte und Pflichten der M tglieder gelten

£ 87 Abs. 2. $§ SO. 92 bis 97 entsprechend, soweit im $ 106 *bs. 3

und nachstehend nichts anderes vorgeschrieben ist/1

2. Die Absätze 3 bis 5 des £ 107 der Reich rherungs-

Ordnung werden durch folgende Absätze ; Ms
~

i

..Die i '< 'gebe* werden von den \.'> jdern«

\ r Herten \ ou Vers:, *
•

_.
i i Mis-
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tctofissan der Versicherungsanstalten und hi den entsprechenden

«%rtret«ng«fl der Sond_pranstal.cn gewählt, die für das Gebiet

des Landes errichtet suid oder es umfassen. Die Wahl geschieht

nach den Grundsätzen der Verhältniswahl. Das l^andesvcr-

Sicberungsamt setzt das Stimmenverhältnis der Wähler nach

der Zahl der Versicherten fest. Das Rcichsvcrsiclicrungsamt

«rÜßt di« Wahlordnung im Einvernehmen mit den Landcsvcr-

s.eiiwrunjrsamt; in Streitfall entscheidet der Reichsarbeitsmi-

nister.
I Knappschtftsvereioe oder Kuaposchaitskassc:. als

Sonderanstalten zugelassen s;nd. erfoi^t die Wahl von den dem

Vorstand angehörenden ArbcitgilK.rmitglk.dcrn und Knapp-

«cbaftsflltesten. Bei Somleraiistiltea der Reichsbahn kann die

berst« Ven fungsbehord« bcst._n.ncii. daß die Verstcherten-

vertretcr im Vorstand der Anstalt wahlberechtigt s.nd.

Das Landesversicherungsanst teitel die Wahl und veröf-

lentlichl s Wahlergebnis.

Artikel V.

1. 5 858 Abs 1 .^er Re:chsvcrskiierinigsordnung erhalt tobt

..ende Fassung:

..Die Vertreter der Versicherten werden vou den Ver-

»icherteamitgliederi in den Ausschüssen der Versicherungsan-

italtcn gewählt, in deren Besirk die Genossenschaft oder die

Sektion Mitglieder hat. Wahlberechtigt sind jedoch nur solche

Ausschußmitglieder, welche dem Bereich« der Gewerbe-Unfall¬

versicherung angehören. Sind die Ausschüsse mehrerer Ver¬

sicherungsanstalten beteiligt, so kann das Reichsversicherungs¬

amt das Stimmenverhältnis bestimmen. Ks kann auch anordnen,

daB Ausschüsse von Versicherungsanstalten, in deren Bezirke

sich nur wenige und kleine Betriebe befinden, au der Wahl nicht

za beteiligen sind."

2. Abs. 2 Satz 2 des § 858 der Relcl.sversicherungsord.nung
erhält folgende Fassung:

„Wird diese Bestimmung getroffen, so werden dio Ver¬

treter der Versicherten von den Knappschaftsöltesten gewählt,

die den Vorständen der beteiligten Knappschaftsvereine und

Knappschaftskassen angehören."
3. Der § 891 Abs. 3 der Reichsversieherungsordnung erhält

folgende Fassung:

„Bei ejner Versicherungsgenossenschaft werden die Ver¬

treter <ier Versicherten von den Vcrsichertenmitgliedern in den

Ausschüssen der Versicherungsanstalten gewählt, auf deren Be¬

zirk sich die Genossenschaft oder Sektion erstreckt. Dabei gilt
$ 858 Abs. 1 Satz 2."

4. Der § 1030 Abs. 2 der Reichsversieherungsordnung erhält

folgende Fassung:

„Die Vertreter der Versicherten werden von den Ver¬

sichertenmitgliedern in den Ausschüssen der Versicherungsan¬
stalten gewählt, auf deren Bezirke sich dh Genossenschaft oder

Sektion erstreckt. Wahlberechtigt sind iedoch nur solche Aus¬

schußmitglieder, welche zu dem Bereiche der landwirtschaft¬

lichen Unfallversicherung gehören; fehlt ein solches Mitglied,
so steht den Versichertenmitglicdern des Ausschusses aus der

gewerblichen Unfall.'erSicherung das Wahlrecht zu. Sind die

Ausschüsse mehrerer Versicherungsanstalten beteiligt, so kann

das Reichsversicherungsamt das Stimmenverhältnis festsetzen."

5. Im § 724 und § 986 der Reichsversieherungsordnung
werden die Worte je in der vorletzten Zeile an „$ 883"' die Worte

,.!iik1 des § 860 Abs. V angeiügt.

Artikel VI.

1. § 1351 Abs. i der Reichsversieherungsordnung erhält

folgende Fassung:

„Die oberste Verwaltungsbehörde bestimmt, wieviel Mit¬

glieder dem Gewerbe und wieviel der Landwirtschaft angehören
müssen."

2. Hinter § 1351 der Reichsversieherungsordnung werden

folgende Vorschriften eingefügt:

.,§135la.

Die Versichertenmitglieder des Ausschusses werden von den

Personen gewählt, die für die Wahl der Versichertenvertreter

bei den zum Bezirke der Versicherungsanstalt gehörigen Ver¬

sicherungsämtern wahlberechtigt sind (§§ 42. 44). Die für di«

Wahl der Versicherungsvertreter beim Versicherungsamte fest¬

gesetzte Stimmenzahl (§ 43) gilt auch für die Wahl der Ver-

sichertenmitRlieder im Ausschuß.

$ 1*1£
Die Arbeihrebermitgliedef des Ausschusses aus dem Ge-

'url>e werden von den Vorständen der Vertrauensberufsgenos-

senschaft oder Vcrtrauensausfohrungsbehörde, die Arbeitgeber¬

in itglieder aus der Landwirtschaft von den Vorständen der zu¬

ständigen landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften gewählt
Sind mehrere landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften be¬

teiligt, so setzt das ReichsvCi»jcherungsamt das Stimmenver¬
hältnis nach der Zahl der Versicherten fest.

Die gewerblichen Borufsgenossenschaften. die See-Berufs-

Kcnosgentchaft und dio Ausführuiigsbchörden betjUnimcn für jede

Versicherungsanstalt die Vcrtrauensberufsgenosscnschaft oder

Vertrauensausführungsbehörde. Kommt keine Uebereinstimmung
zustande, so bestimmt das Reichsversicherungsamt das Nähcrc

Die Namen der Vcrtrauensl>cruf sgenossenschaften und Vertrau«

cnsausführungsbehörden sind dem Reich..versichcrungsamte mit-

iut«ilefl und von diesem zu veröffentlichen."

§ 1351 c.

Die Wahl geschieht nach den Grundsätzen der Verhältnis-
Wahl. Die Wahlordnung erlaßt das ftrir_nirc.rtiohc.ntnciiitit.

3. § 1352 Abs. 1 Satz 1 der Reichsversieherungsordnung er¬

hält folgende Fassung;

„Die oberste Verwaltungsbehörde leitet die Wahl durch

einen Beauftragten.1"
A r 11 k el V II.

Im § 1359 Abs, 2 der Reichsversieherungsordnung treten an

die Stelle des Wortes „Versicherungsamts" die Worte .Ober¬

versicherungsamts am Sitze der Versicherungsanstalt".

Artikel VIII.

Die Wahlen zu den Versicherungsbehörden, zu den Ver¬

tretern der Versicherten für die Unfallverhütung und zu der\
Ausschüssen und Vorständen der Ver.sieherungsanstalten s'-nd,

soweit sie nicht seit Beginn des Jahres 1920 vorgenommen sind,

alsbald vorzunehmen oder zu erneuern.

Die Wahlzeit läuft mit der Vollziehung der im Jahre 1926

vorzunehmenden Ncwahlcn ab. Dies gilt auch für solche seit

Beginn des Jahres 1920 vorgenommene Wahlen.

Reicht die Zahl der gewählten Vertreter nicht mehr aus,

so gelten für die Ergänzung die Vorschriften der § 50 Abs. 2.

§ 76 Satz 1. §§ 95, 1359 Abs. 2 der Reichsversieherungsordnung
entsprechend. Ftwa fehlende Vertreter der Versicherten für die

Unfallverhütung werden von der Aufsichtsbehörde berufen.

Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 beziehen sich nicht

auf die besonderen Oberversicherungsämter.

Artikel IX.

Dieses Gesetz tritt mit der Verkündung In Krall.

Gewerkschaftliches.

BezirksVereinbarungen lür die Krankenkassenangestellten

Mecklenburgs. ..lindlich, nach vieler Mühe'' konnte man sagen,

und doch sind wir von dem Inhalt nicht befriedigt! Wir mußten

die Reichsbesoldungsordnung nehmen. Die Kassen waren zu

nichts anderem zu bewegen. Trotzdem hier in Mecklenburg
keine Notwendigkeit vorlag, hier gibt es keine Verordnung von

Stegerwald! Hier hatte das Ministerium Im Vorjahre entschieden:

„Der Tarifvertrag Ist als geeignete Grundlage für die Besoldung

der KassenangesteUten und somit zur Genehmigung der Dienst¬

ordnungen anzusehen." Und nun diese Hartnäckigkeit? Ja, es

war ein Etwas auf Kasscnscite In der Tarifkommission, und

dieses Etwas hieß Herr Sander! Herr Sander Ist Eisenba!.n-

betrlebslnspektor und Arbeitnehmervertretcr. Wir wollen uns mit

den Gründen, warum dieser Vertreter von den Versicherter, und

von den fast ausschließlich freigewerkschaftlichen Ausschußmit¬

gliedern gar noch in den Vorstand entsandt werden konnte, heule

nicht beschäftigen. Kurzum, der Herr Elsenbahnbetrlcbsinspe.-'.or

ist Im Gegensatz zu wohl der großen Mehrzahl aller Eisenbahner

von der Vorzüglichkeit der RBO. so überzeugt, daß er keine«
Menschen mehr sehen möchte, der nicht der Segnungen der

RBO. teilhaftig wird. So wollte er denn auch die Kassen«
angestellten In Mecklenburg der RBO. unterstellen. Allerdings,
das kann's ja nicht geben, daß man andern gewöhnlichen Sterb¬

lichen ebenfalls Unkündbarkeit, Ruhegeld und sowas gewährt.
Wo blichen denn da auch die Vorrechte der Beamten! Nein, aher

die RBO. wegen ihrer Vorzüglichkeit muß Anwendung finden. Na.
es soll la Beamte geben, die die RBO. nicht kennen; dic übrigen

Kommlssbnsmitglieder glaubten Herrn Sander, denn der kannte

angeblich die RBO. und erzählte von Ihr Vorzügliches, in jer

ersten Verhandlung kein Ergebnis! Es handelte sich ums Prinzip!

Wir wollten die Sätze der RBO., Herr Sander wollte d i o

RBO. mit all Ihren Schattenselten. Zweite Verhandlung. Herr
Sande. Ist nicht Sprecher, dafür unser Kollege Tonn-BcrgcJort.
Wir nehmen die Sätze der RBO. an. unter gewissen Vorbedin¬

gungen. Die Arbeitgeber machen ihre Gegen vorschlug!.. Un¬

annehmbar! Bieten für einzelne 8000 bis 10000 Mk. weniger

wie im Vorlahre! Gruppeneinteilung, Besoldung von Austiihs

kräften soll den Krtsscnvorständen allein überlassen sein. Die

Verhandlungen werden abgebrochen, mit der Feststellung, daß die

Kollegenschaft entscheiden soll. Das war am Sonntag. Am

Dienstag geht ein gedrucktes Rundschreiben der Kasseaveretui-

gung an die Kassen heraus: ein „Protokollauszug". Wir reiöen

die Augen, lassen andere lesen, auch die reiben die Augen, Pro¬

tokollauszug? Ja, was Ist denn ein Protokoll? Wir dachten

eine Niederschrift irgendeiner Verhandlung, aber wahrheitsgetreu!

Und hier! Von drei Viertel aller da Im ProtokoIlausz;g ange¬

zogenen Angaben Ist während der ganzen Verhandlung überhaupt

nicht gesprochen! Man machte hier neue Angestdltcnkatetfor.cn,

Jugendliche bis IT Jahren, Lehrlinge von 17 bis 21 Jahre. Hills-
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Mgeftteffte« dauernde JfilfsangestcIHc. Aushllfsarbcltcr bis sechs

V octien und solche übet sechs Wochen, man sprach von Gruppe

IV dir HhO.. man sprach von dem Scheiten* und zw*r end-

iiltlgen Scheitern, und örtlichen Verhandlungen —« das war ein

^Protokoll"? Aber es wurde uns versichert, es stände tatsächlich

§0 darin! Wer war Protokollführer? Herr Sander. Ja,

Herr Sander« v\ic der wohl dieses «Protokoll41 mil der besonderen

K 'mei.verant\vort!ie..kC.t in Einklang bringen will! Hat Herr

Sander dies bewußt ge—schrieben? Hat er aus dem Gedächtnis

. Protokoll fcffibii und das Gedächtnis ihn so total verlassen?

( waren der Inhalt die lebhaften Gedanken \md Wünsche, die

ej .un unbewußt und unwillkürlich in.s Protokoll kamen? Auch

inmisslonsmitglicder auf der Kassenscite waren empört Es

fc.ib Auseinandersetzungen! Das Rundschreiben wurde zurück¬

gezogen, der Bezirkstarlfauschuß mit der Weiterverliaudlung be»

[tragt] Herr Sander war nicht dabei und — in drei Stunden

war die Vereinbarung fertig; Lax denn bei uns böser Wille, lax

er bei dei Kasaenkoiiunissioa vor? Oder war vielleicht ein böser

i t unter dieser« der keine Vereinbarung« keinen Tarifvertrag

wollte« weU es so etwas auch nicht bei Beamten gibt?
Wir wollen hoffen« «J«uli nunmehr Ruhe nnd Priedc .meh In

den Kasten Mecktenburgs von Dauer sel.i wird. Die Verein¬

barung l intet:

| I. Dfe Tarifgcmelnschaft zur Regelung dtr Gel - und

AnstelluiHCSVerhältnisse ffir die Angestellten nnd Hilfsarbcitei der

OrtKrankenkassen« abgeschlossen am SI« Oktober 1921 zwischen

dem Hauptverband d^ her Ortskrankenkassen e. V.. Sit/.

Dresden, und dem Zentraiverband der Angestellten« Sitz Berlin«
jrüt mit nachstehenden Aenderungen und Ergänzungen luv sämt¬

liche Angestellte« Hilfsarbeiter nnd Aushilfskräfte« dic bei den der

freien Vereinigung angeschlossenen mecklenburgischen Ort -

krankenkassen beschäftigt sind.

| 2. Die Ziffer 3 jlngestelltcngruppen44 der vorgenannten
Tarifgemeinschaft erhalt folgende Passong:

Angestefltengruppe L Oeschäftsleiteode Angestellte.
II. Stellvertreter der Angestellten der Gruppe f.

111. Angestellte mit selbständiger nad verant¬

wortlicher Tätigkeit
IV« Burcauangesteiitc mit einfacher Tätigkeit.
V. Angestellte im Außendienst und sonstige

Angestellte.
Die Angestellten werden nach Maßgabe der Ihnen /nr rcv:*f-

mäßigen Verrichtung Engewiescnen Arbeiten vom Vorstand Im

Einvernehmen mit der gesetzlichen Angestelltenvertretung In die

entsprechende Angestelltengruppe nach den Grundsätzen dieses

Abkommens eingereiht Versetzungen in eine höhere Angestelltcn-
gmppe erfolgen in erster Linie nach der praktisch erwiesenen
i ähigkeit mil der Maßgabe, dal bei gleicher Befähigung der
Dicitstä lere berücksichtigt wird.

f ?. Die Ziffer 4 «J-ksoldung* der obenerwähnten Tarif¬
gemeinschaft erhält folgende Passung:

I. Die Bei Inns alier KassenangesteUten erfolgt1 unter Be-
riiekstcktigung nachstehender Kasseneintcilunj;:

Kassen Ws zu 1500 Mitglieder Klasse I

H

H

1,

M

»«

• t

t«

m

• •

««

• «

\ +

*\

• •

I«

ff

IU
IV
V

3000

6000
9000

mit über 9000

nach folg< len Gnmdsatzcn: Angestellte der

Gruppe i erhalten d:e Bezüge dei Gruppen VI—X der RBO,
ie nach Größe der Kassen, wie es sich aus vor-

stehender Kas cnchiteilung ergibt
* 11 erhalten die Bezüge der Qruppt VIII dei RBO, mit

eiuei Aufstiegsmöglichkeit in IX.

„ I!l erhal die Beziige der Gi ippe VII Ier RBO mit
einer Aufstiegsmöglichkeit In Gi ippe VIII im Ver«
liältnis 1 : 4«

i. \\ i alt ;j lu Bezi d< 0 appe \I dei RBO. m
*

einer r\iifstiegsmögli< i Gruppe VII rn \. -

liältnis 1 : 4.

w V erhalten die Bezüge der ( ippe . [< RBO. •

einer Aufstiegsmöglichkeit in Gruppt VI im Vt
hall . 1:4,

f :

v! i .St fiir di< K rdei Ort
In den ü Kai m gilt di i § 2 gel ppit

lür die Angestellten entsprechend der Ii «friroi er ge-

ural..' A . ten mit d< Maitaaln d d> die Gruppe \

RB<). dic nicdi - Besoidungs^i
Pur dir Za g zu den voigt .. Klasse, is! di Mit-

xlicüerzahl von 1921 . eglich zu machen, Bei Kass«: i

voller I amil 9mt d t:tx>4 wird die Zugt f<l teilt,
. /j dei J . . :l»eii Mitgliede] ; 50 Proz. .< M '-

Glieder I. i igen« et werden.

I n z e n dlfc h e erhalten nach vollendetem K Lehcnsjal r 50 Pr
IR

t,
(4)

19«
20«

,.
h\9

r Anfj Gruppe V der Rl.Jt).

H

M

•

H

• «

HüftkrSH« über 21 Jahr« erhalten: im I. Halbfaar MPr«_L
te Z. .% V\) r*

.«2. Jahr 100
„

der Anfangibezftge de» Gruppe V der RBO.
Aushilfskräfte erhalten mindestens dieselbe Bezahlung wie
die Hilfskräfte.

Die Kiffderznlagen richten sich nacli den Sätzen der RBO.
Zählgelder unterliegen der freien Vereinbarung zwischen

Kassenvorst«iiKl und Angestellten unter Berücksichtigung der Im
besondere*) Protokoll festgelegten Sitze.

H. Die Im Absati I des $ 3 genannten Sätze sind in allen
Fällen als Mindestbezöge anzusehen.

III. Pftr die Ortsklasseneinteilung eilt das Ortsklassenver-
zeiehnis für die RBO« Ortsklasse A~D mit der Maßgah daß
die Ortsklassen D und C zu einer zusainmengefaßt werden.

IV. Die CndbezOge der RBO. werden iu Jen einzelnen Be-

Soldungsgruppen nach 12 Jahren erreicht

V. Den Kriegsteilnehmern ist die Kriegsdienstzeit von anzu¬

rechnen« WCI1U sie VOI dem Eintritt in diesen Dienst bei der Kasse
beschäftigt waren.

VI. Ueber dk Anrechnung der bei anderen Versicherungs¬
trägern oder öffentlichen Körperschaften verbrachten Dienst/*
soll Im einzelnen Palle nnter Mitwirkung des Betriebsrates (Be-
triebsobtnamtes) entschieden werden.

VII« Bei Beförderung hat der Angestellte Anspruch auf die
leinen derzeitigen Oehalt entsprecliende nächsthöhere Stufe dei
neuen Gehaltsgruppe«

VIII. Kriegsdiciistbcschtidigte sind Ihren Leistungen ent¬

sprechend, aber ohne Anrechnung der Renten« zu besohle:.

IX. Der Tarif gilt für hauptberuflich voll beschäftigte A
stellte. 1 \h lianptherufKch voll beschäftig! ist in der Regel v *

Angestellter anzuseilen, der den Innendienst bei einer Kasse mit
mindestens 800 Mitgliedern ohne Fanulicnversichertnig su ver-

richten Hat In Kassen mit weniger Mitgliedern erfolgt die Bc*
soldung entsprechend der Mitgttederzabl.

X. Die Pflichtbeiträge zur Kranken- und Invalidere*.-

Sicherung werden In voller Hohe von der Ortskrankenkasse fc»-

tragen, soweit die A (gestellten bei einer Ortskrankenkasse ver¬

sichert sind. Die B iträge zur Angc teHtenversichcrung sind von

der Kasse voll zu übernehmen« solange keine Penslonsfursorg<
vorgesehen Ist

Die vertragschließenden Organisationen bilden ülr die Durclw
brung dieser Vereinbarung und des Reichstarifcs einen Bezirks^

tarifausschtiß, der aus le drei Vertretern der beiden Parteien be*
steht. Kr hat fiir die Anerkennung des Tarifes und der bezirk¬
lichen Vereinbarung tätig zu sein und bei Streitigkeiten ttbei die
tuslegum? zu \.:.m fei.». h- eine Eims .

nicht 7a er/- cn, m

hat der Bezirkst rifausschuß über den Streitfall einen Beschl
zu lassen. Gegen den Beschlufl des Bezirk^tarifausschusses I
Beschwerde binnen einein Monat nach der Zustellung an dt i

Reichst«!riiansschuQ zulässig. Lieber Streitigkeiten in den Bcsol-
dwtgsfragcn entscheidet bei Nichtcinigiuig vor dmi Bezirksuirit«

sschuß der leweifs zuständige Kcsetziiche Schlicht!! igs

f 5« Diese Vere nban i hat Gültigkcil bis zum 31« Des *.i>\r

1922, wird ie nicht spätestens am I. Dezember 1922 gekündigt«
h gili dic Vereinbarung als weiterbestehend and kann mit ein-

onatiger Frist je eils zum Monat .. etftündigl werdeiu
Nachti ige oder \enderun • der R ichstvcf;oldungsordnung gelten

ch füi Jle K« .gestellten sinngemäß.
*

Der Bezirkst rii tuß besciiloß in seiner Sitzi «. i •

16« M irz 1922 dazu noch folj ( ndes:

.,Y.w der Gruppierung ..(iruppe V44« Angestellte Im \ •' Ücnsf
und on ti« '•

. esiellt teil die \ ei d\ Ka da!»

unk r Ms< nstigen Anges ne Bure;

.gestellte in Betricl i vir ei11 n Teil d
I ssen eventuell Präge 1 i« zu i erstehen <nd.'

I : Cm . ern gelten folj .!e Sät. •

von j ihi 250 tifül M
. « 200 V

StM)fH>|
m , ! ]in\

T: «J
m . . 400

..

750000
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siens des Zcntralverbandes der Angestellten wurde auf Grund

der Tarifgemeinschaft vom 31.Oktober 1921 folgendes vereinbart:

1. Pßr die Gruppierung der Angestellten gelten die ia der

Tarifgemeinschaft vom 28. Dezember 1^20 festgelegten Be¬

stimmungen.
2. El gelten die Ortsklassen A bis D der Reichsbesoldung

: t der Maßgabe, daß die Ortsklasse E der Ortsklasse D zu¬

geteilt wird.

3. Die Eingruppierung der Angestellten erfolgt In die Ge¬

haltsgruppen bzw. in Anlehnung der Gehaltsgruppen 5 bis h der

Retchsbesoldnngsordnung« Demnach sind ab I. Januar 1922 fol¬

gende Gesamte! ei stbezüge (ohne Kinderzulagen) zu zahlen:

Ortski.
Gruppe 1

Mk.

Gruppe II

Mk.

A . .

B . .

C . .

DundE

31280

29360
28400-

27440

41840
39680
38600
27520

27920

26240

25400

21560

36680

«34760

33800

32840

25160

23720

23O00

22280

33080

¦31160

30200
29240

23960

22520

21800

21080

30080

28160

27200

26240

Das Höchstgehalt Ist mit dem Beginn des 13. Dienstiahres

in zwölf gleichen j_.lu._el.cn Zulagen zu erreichen« d. h. nach der

dienstordnungsmäßigen Anstellung.

4. Die Kinderbeihilfen werden nach den Sätzen der Reichs¬

besoldungsordnung (RBO.) bis zum 17. Lebensjahre gewährt unter

den Bedingungen der RBO., und /war ftir Kinder bis zum

6. Lebensjahr 2160 Mk., i L Lebensjahr 2880 Mk., J7. Lebensjahr

3000 v,i_.

5. Sollte das Reich Ißr seine Beamten die Besoldung in

anderer Weise regeln, so gilt diese Regelung auch ohne weiteres

für die Krankenlrossenangestellten.
o. Hilfsarbeiter und Aushilfskräfte erhalten nach vollendetem

21. Lebensjahr nadi sechsmonatige Beschäftigung im Kassen

dienst die Anfangsbez&ge deiienigea Aagestefltengrappc, die nach

Ihrer Arbeitsleistunz zuständig ist. In den ersten sechs Monaten

unterliegen die Regelungen der Dtenstbezßge örtlichen Verein¬

barungen, die zwischen dem Zentraiverband der Angestellten und

der Kasse erfolgen.
7. Jagendliche Angestellte erhalten nach dem vollendeten

20. Lebensjahr 90 Proz*, 19. so Proz., Iß, 70 Dio/., 17. 60 Proz.,

Ji». SO PrOZ«, 15« An Proz«, 14. 30 Pro/, der Bezüge der Angc-

stelltengruppe IV. Lehrlinge mit Lehrvertrag werden nach freier

Vereinbarung besoldet.

8. Als IXenstaufwfandsentsdiidHrvv erhalten die Im Außen¬

dienst beschäftigten Angestellten ein jährliches Aiifwandgeld

(Kleidergeld von 1200 Mk. und Erstattung der Auslagen für Be¬

nutzung der Eisen- und Straßenbahn)«

o. Angestellte, die Gelder erheben oder auszahlen, erhalten

folgende Zählgelder bei einer lährlicben Einnahme bis zu

25n(km Mk.: 200 Mk.« SOOO00 Mk.: 300 Mk.. 750ooo Mk.: -Joo Mk.,

bis I00000000Ü Mk.: 600 Mk., über 1000000000 Mk.: 800 Mk«

10. \*er Urlaub wird folgendermaßen festgelegt: im ersten

nnd zweiten lahr der Beschäftigung 6 Arbeitstage« Im dritten

12 Arbeil l ige« Mit (edem weiteren Dienstjahre sach vollendetem

20. Lebensjahr verlängert sich die Urlaubszelt um je zwei Arbeits¬

tage bis . 18 Arbeitstagen. Es wird den Kassenvorständen aber

empfohlen, älteren Angestellten einen längeren Urlaub su ge¬

währen.
11. Die Anstellungs- und Besoldungsbedingitngen der Ge¬

schäftsführer unterliegen der freien Vereinbarung.

12. Beide Vertragsparteien werden bemüht sein, die verein¬

barten B i tigwu'cn bei den Oberversicherungsärntern durchzu-

seta n.

13. Zur Durchführung dieser Vereinbarungen wird ein Bezirks-

ta ifati schuB gebildet, welcher ans 3 Mitgliedern des Provinzial¬

verbandes und 3 Mitgliedern des Zentralverbandes besteht Dieser

ei (scheidet endgültig.
1.. Der Vorstand des Provinzialverbandes wird den Kassen

empfehlen, ui J»e neuen Gehaltssatze Vorschösse zu leisten.

Seid gewarnt! In Nr« v seines Bundesorgans lamentiert der

V i d der De nuten und Angestellten der ReichsunfallVersiche¬

rung (Verbaruv) in bewegten Worten über den Mißerfolg in

seinen Bemühm Ken, auf dem Wege ober eine* neue Dienstordnung

die Unterstellung der Ang* teilten der deutschen Berufsgenossen¬

schaften unter die Reichsbcsoldum rdnung (RBO.) zu erreichen.

Schuld an dem Miß rfolge hat selbstverständlich der Zentralver-

I \ gestellten (Zd O, denn dieser 'nahe den Verbaruv, wie

k in Bei literstatter Idigend sich verbreitet bei den Ver-

h tndlungen ,«schi lieh im Stiche- gelassen, obgleich einige maß¬

gebende Koll ecu des ZdA. in einer den Verhandlungen vorauf«

gegangenen
'

»prache ztigesa Latten, alle Anträge des Ver-

iiv, die fiir die Angesteliten Verbesserungen hrii winden,

zu unterstützen. Ha Worte einen Sinn, su heißt das in diesem

Ziisa .«? zweifellos, der Verbaruv hat äugt >mmen, dal.

Mitgl Ier di \ \. \. träge i i i Qtzen versprochen ; utt< .

die die sc .

tische Anw end •_ der RBi>. aui die I3«j

Kenossens.huftsangcstelltcn bezweckten. Vnne in der Tat kaum

zn überbietende Naivetät. Es Ist hinlänglich bekannt daß der

ZdA. in der sehematischen Anwendung der RBO. von jeher keine

Verbesserung, sondern eine Verschlechterung erblickt hat: fast

In jeder Nummer unserer Zeitschrift ist davon die Rede. Haben

wir also die dahin gebenden Anträge des Verbaruv nicht unter¬

stützt, so haben wir In Konsequenz unserer Stellung zu dieser

Präge nur das gehalten, was wir versprochen hatten.

Ganz abgesehen aber von unserer grundsätzlichen Auffassung
über die mit der sehematischen Anwendung der RBO. verbundenen

Nachteile« die wir zu verschiedenen Malen dargelegt haben, sind

wir der Meinung, dal an eine schernatische Anwendung der RBO.

unter den gegenwärtigen Verhältnissen überhaupt nicht zu denken

Ist. Das muß auch den führenden Kollegen im Verbaruv bekannt

sein: nicht bekannt scheint es aber ihrer Gefolgschaft .zu sein.

Zu Nutz und Frommen dieser Kollegen lassen wir einen Abdruck

aus dem ..Deutschen Reichsanzeiger*4 Nr. 290 vom 12. Dezember

1921 folgen, in dem es unter „Parlamentarische Nachrichten4' beißt:

„Im RelchsausschuB für soziale Angelegenheiten lag am Sonn¬

abend eine Reihe von Eingabe» verschiedener Berufsgenossen¬
schaften (Papicrmachcr-, Süddeutsche Elsen- und Stahl- und

Knappschaftsterufsgenossensdiaft) vor. In den Eingaben wird

darauf hingewiesen« dafl der Reichsarbeitsminister ein zwischen

dem Arbeitgeberverband deutscher Berufsgenossenschaften und

mehreren Angestellten verbänden abgeschlossenes Tarifüberein¬

kommen für verbindlich erklart habe. Hiergegen wird geltend ge¬

macht, daü die Nationalversammlung am 28. April 1920 bei Ver¬

abschiedung der Reichsbesoldungsordnung in einer Entschließung
gefordert habe« daß auch die öffentlich-rechtlichen Körperschaften
der Sozialversicherung (Landesversicherungsanstalten. Berufs¬

genossenschaften und Krankenkassen) die Reichsbesoldungs¬
ordnung auf ihre Angestellten anwenden sollten. Dieser Ent¬

schließung sei nun auch mit dem Willen der Angestellten Rech¬

nung getragen worden. Aach wird darauf hingewiesen, dafl die

Angestellten der Beruisgenossenschaften mit der Anwartschaft

aui lebenslängliche Austeilung angestellt sind und somit

kündbare Tarifverträge iür sie überhaupt nicht ia Betracht
Kommen. Der Reichstag wird ersacht daraui hinzuwirke!;,

dafl der ReichsarbeHsminister die erwähnte Verfügung wie ier

aufhebe« Regierungsseitig wurde geltend gemacht
daß eine schernatische Ei n g I le de r a n g der

Angestellten der Berufsgenossenschaften in

die Reichsbesoldungsordnung nicht möglich,
auch durch die Entschließung der National¬

versammlung nicht gefordert sei, daü aber

eine Anpassung an die Bes 01 d n B g s 0 r d n u B g in

d e m Tarifverträge S tnttiefund e n h a b e. (iegen

den Abschlufl des Tarifvertrages und die Erklärung der allge¬

meinen Verbindlichkeit da auch die überwiegende Bedeutung
vorhanden sei, hätten daher Bedenken nicht bestanden. Der

Reichsarbeitsminister beabsichtige datier auch nicht, die Verbind¬

lichkeit wieder aufzuheben. Auf Antrag des Berichterstatters

Andre (Zentrum) wurde «beschlösse n, d i e E i B g a h e u

durch die Regierungserklärung für erledigt
zu erkläre n/k

Klarer und einwandfreier« wie es hier von Reglerungsseite
aus geschehen ist, kann nicht gesagt werden, daß das Streben

nach einer schematichen Anwendung der RBO. zur Unfruchtbar¬

keit verurteilt ist. Mit diesem Ziele aber steht und fällt die

Existenzberechtigung des Verbaruv.

Nebenbei bemerkt, ist von -einigen dem Arbeitgeberverbande
Deutscher Berufsgenossenschaftea nicht angeschlossenen Berufs¬

genossenschaften Einspruch auch gegen die Verbindlichkeits¬

erklärung des neuen Tarifabkommens beim Reichsarbeitsmini-
steriom (RAM.) erhoben worden. Die Begründung der Einspräche
bewegt sich im großen ganzen In demselben Rahmen wie die der

früheren, vom RAM. zurückgewiesenen. Ueber die neuen Ein-

sprüche* wird'man auch diesmal zur Tagesordnung übergehen.
Aber gesetzt den Palt dies reschähe nicht und es Würde den

Berufsgenossenschaften damit überlassen bleiben, ihre Angestellt« n

nach Beuchen In die Gruppen der RBO. einzureihen, dann hätte

der Verbaruv erreicht zwar nicht, was er wollte, wohl aber, daß

der Vorkriegszustand wieder hergestellt wäre, nämlich daß die

eine Benifsgenossenchaft Ihre Angestellten bei sonst gleicher
Tätigkeit günstig, die andere ungünstig eingruppieren kann. Die

gleichmäßige Behandlung der Angestellten, wie sie der Reichstarif

mit sich bringt, wäre aber ausgeschaltet Oder glaubt der Ver¬

baruv, dafl es In seiner Macht hegt, dieser verhängnisvollen Mög¬
lichkeit vorbeugen zu können durch zentrale Abmachungen etwa

mil dem Verbände der Deutschen Berufsgenossenschaften, mit

dem er bereits erfolglos versucht hat, eine einheitliche Dienst¬

ordnung zu schaffen, oder dem RVA., dem bekanntlich In der

Vorkriegsz I keine M Uel zu Gebote standen, zu verhindern, daß

die Obersekretäre bei der einen Berufsgenossenschaft so bezahlt

wurden wie die Kanzlisten bei einer anderen, und zwar an ein

und demselben Orte? Wo will der Verbaruv weiter dann die

Instanzen hernehmen, die, wie unsere Tarifschiedsgerichte, sac

verständig und unparteiisch den Angesteliten zu ihrem Rechte

\ erhelfen?
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Beobachtet man, wie so manche Kollegen diesem möglichen

Verhängnisse offenen Auges entgegcntaumeln. so muß man un-

willkürlich der Meinung werden, daB die Erkenntnis, was an

Rechtssicherheit und Gleichmäßigkeit der Rechtsverhältnisse ge-

gäbenefifeRs verloren eeb^ fann« doch noch nicht Gemeingut der

yy: nschaft geworden ist. Darum warnen wir die Kollegen.

durch I urstützung der Verbandsziele des Verbaruv. dic

t ; erwirklicht werden können, selbst wieder in die mühsam

zten Verhältnisse der Vorkriegszeit zurückzubringen, die

d Ch noch in guter Erinnerung sein müßten und denen

¦
• .hen worden sind durch den allein vom ZdA. erstrebten

und nach langwierigen Verhandlungen in dic Tat umgesetzten

Reichstarif.
Kehren wir nach diesen abschweifenden Betrachtungen zurück

zu dem Berichte des Verbaruv über die Verhandlungen mit dem

Ar! edgeberverbande, so müssen wir uns mit einigen Punkten noch

etwas näher befassen. Der Verbaruv führt aus, er habe die Ein¬

ladung des Arbeitgebern erhandes, dic offenbar deshalb erfolgt sei.

well Arbeitgeberverband und ZdA. Wert darauf gelegt hätten, ihn

zu den Schießverhandlungen hinzuzuziehen, angenommen. Der

kitffene Leser mal aus dieser Darstellung den Schluß ziehen,

der Arbeitgebet*e*hund habe den Verbaruv aus eigenem Antriebe

KU den SchhtflVerhandlungen geladen. Unseres Wissens hat aber

der Verbaruv um Zulassung zu den Verhandlungen gebeten. Im

I hnllchen leben nennt man das nicht eingeladen werden,
' lern sie!» sechst einladen. Warum diese schämige Verhüllung

t durchaus verständlichen Vorganges? Wir hatten jedenfalls
s Verständnis für den Wunsch des Verbaruv, sich an den

Sei.lubvcrl.uridhmger» zu beteiligen« nicht etwa, weil wir annahmen,

dafl es ohne den Verbaruv nicht ginge, sondern weil wir hofften,

daü dem Verbaruv im Laufe der Verhandfungen das Verständnis

dafür aufgeben Würde, daß nicht unfruchtbare Prinzipienreiterci,
sondern das Gcsamtwohl der Kollegen an erster Stelle zu stehen

habe. Daü es anders gekommen ist. bedauern wir im Interesse

der Kollegenschaft Denn es ist und bleibt Tatsache, daß die

Ausschaltimg des Verbaruv lediglich anf seine ultimative Forde¬

rung nach Anwendung der RBO. zurückzuführen ist. Wenn der

Verbaruv weiter berichtet, daß er selbstverständlich die nötigen

Schritte auf Wahrung seiner Interessen eingeleitet habe, so klingt

das ttir den l'neingeweihten ganz nett und großartig, es mag auch

Bland en Kollegen tröstend anmuten, aber es ist nichts als Pose.

A :¦ unserer nüchternen Einschätzung der bestehenden Verhält-

¦isse können wir heute schon sagen, daß dic einstweilen noch in

geheimnisvolles Dunkel gehüllten Schritte des Verbaruv ihm nicht

zu eircr Dienstordnung verhelfen werden. In der sein Ideal —

Anwendung der RBO. — zur Verwirklichung kommt. Ist dem

aber so, und die Zukunft wird es erweisen, dann muß das Aus¬

scheiden des Verbaruv aus den Verhandlungen jedem denkenden

Kollegen unbegreiflich erscheinen.

An einer anderen Stelle seines Berichts unterstellt uns der

Verbaruv, wir sähen die mit uns vereinbarte Normaldienstordnung

^offenbar als ein Meisterwerk moderner Errungenschaften14 an.

Woher ihm diese Offenbarung gekommen ist, wissen wir nicht.

Wir haben noch nie ein Hehl daraus gemacht, daß dic Dienst¬

ordnung mancher Verbesserungen bedarf, sind uns aber anderer¬

seits bewußt, daß noch nie ein Baum auf den ersten Streich

gefallen ist. Der Verbaruv denkt darüber offensichtlich anders.
Oebcfl die Verhandlungen nicht nach seinem Wunsche, stellt er

flugs ein Ultimatum, und fruchtet auch das nicht, so scheidet er

eben aus. Bei den T;.rifverhandlungcn freilich« wo materielle

Interessen auf dem Spiele stehen, darf er sich ein solches Ver¬
halten nicht erlauben, denn dann würde seine Gefolgschaft ihm

gehörig auf die Finger klopfen. Anders bei der Dienstordnung.
Ba worden materielle Belange nicht gefährdet. Und schließlich

kann man auch ohne Dienstordnung leben, denn die Haupt¬
sicher engen sind ja im Tarife verankert. Ueberdies agitiert es

Sich mit der Betonung von Grundsätzen so Wunderbar, und große
Gesten haben noch Immer ihre Wirkung nicht verfehlt. Aber

damit ist es nicht getan. Wir betrachten den Abschluß einer

zentralen Dienstordnung an sieh schon u\$ einen hortschritt, wird

doch damit erreicht, daß sämtlicheAngestellten unter

gleiche Rechtsverhältnisse kommt I tas mußte zu¬

nächst das große Ziel sei:; und das waren wir unseren Kollegen
schuldig« Verbesserungen bestehender Verhältnisse haben dem¬

gegenüber nur eine sekundäre Bedeutung. Zur Erläuterung unse¬

res Standpunktes verweisen wir auf den Leitartikel in Nr. 9 un:1

rer Zeitschrift, In bezug auf d.e neuen Disziplinarvorschriften si
wii allerdings der Meinung« mit ihnen dem modernen Rechts¬
empfinden Rechnung getragen zti haben. Wenn der Verbann
darin einen Raub der bisherigen Rechtsmittel erblickt« so können
*;r ui s demgegenüber darauf beschranken, an das eigene Urteils-

vermögen der KoHegcnschaft zu appellieren. Auch mit diese

Punkte hab< wir uns in Nr. 9 unserer Zeitschrift eingehend
befaßt.

K5stlieh wirkt, und damit wollen wir unser« heutigen Be¬
trachtungen schließen, der Verbaruv als Graiswächter des Mit¬

bestimmungsrechts der Angestellten: derselbe Verbaruv,
der die Beamtem haft fiir die Angestellte:: erstrebt und d«

wissen muß, da« ein Mitbestimmungsrecht dem We<en des

Berufsbeamtentum gegenübersteht wie das Wasser dem Feuer,

Er ist wirklich schwer, keine Satiren zu schreiben. Zur Richtig¬
stellung sei darauf hingewiesen, daß den Angestellten selbst¬
verständlich die Rechte aus dem Betriebsrätegesetz gewahrt sind«
und zwar im § 32 der Normaldicnstordnung. K r e k e.

Aus der Gaufachgruppe Hannover. In Emden tagte am

23. April eine Konferenz der Krankenkassenangestellten und Vor¬

standsvertreter der Krankenkassenveretnigung für das Gebiet

Ostfriesiand. Die von 14 Angestellten, 7 Arbeitgebern und 12 Ver¬

sicherten beschickte Konferenz beschäftigte sich in erster Linie

mit dem Einspruch des Obcrversicherrmgsamtes Aurich gegen die

Besoldung bei der Ortskrankenkasse Wilhelmshaven. Geschäfts-
fflhrer Preudenberg berichtete über den langen Kleinkrieg, der

sich zwischen dem genannten OVA. und dem KaSvsenvorstand ent¬

sponnen hat. Das OVA. droht nicht nur, den Kassenvorstand

für die Differenz zwischen den angeordneten Gehältern and den

Tarifsätzen haftbar zu machen, sondern will sogar mit Haftstrafen

gegen die Vorstandsmitglieder vorgehen.

Einstimmig wurde folgende Entschließung angenommen und

dem OVA. Aurich zugestellt:
„Die am 23. April 1922 in Emden versammelten An ge¬

stellten sowie die V o r 11 ä n d e der Ortskranken-

k a s* e n des Reglerungsbezirks Aurich protestieren

ganz energisch gegen die vom Oberversicherungsamt Aurich vor¬

genommene Eingruppierung der Angestellten. Sie erblicken

hierin eine Vergewaltigung ihrer heiligsten Rechte und eine maß¬

lose Herabwürdigung der Arbeitsleistung der Angestellten Kid

der gesamten Träger der Sozialversicherung überhaupt.
Die Versammlung ist über den jetzigen Einspruch des Ober«

versicherungsamtes um so mehr befremdet, als der 6. Ausschuß
des Reichstages bereits beschlossen hat, der Regierung zu emp¬

fehlen, das Sperrgesetz nicht mehr auf die Besoldung der Kranken¬

kassenangestellten anzuwenden. Der Reichstag wird sich diesem

Vorgehen sicher anschließen, da alle Parteien sich in dem Sinne

ausgesprochen haben. Damit fällt das Sperrgesetz für die An¬

gestellten der Krankenkassen überhaupt fort.
Die Angestellten als auch die Vorstände der Krankenkassen

halten sich an den Tarifvertrag, welcher mit dem Hauptverband
deutscher Ortskrankenkassen durch den Zentraiverband der An¬

gestellten abgeschlossen ist, gebunden.
Danach ist dic Eingruppierung, welche das Oberversicherungs¬

arnt vorgenommen hat, viel zu niedrig. Selbst dic Verfügungen
des preußischen Wohlfahrtsministeriums vom 13. und 19. Januar

1921 bieten zu einer solchen Eingruppierung keinerlei Handhabe.

was auch aus einer Verfügung des Arbeitsministeriums vom

26. März 1920 (II S72 II. Angabe) hervorgeht, worin die reichs¬

tariflich vereinbarten Gehaltssätze als angemessen betrachtet
werden.

Ganz energisch fordern die Angestellten die Anerkennung de*

angeführten Tarifvertrages und somit zum mindesten eine Um¬

gruppierung der Gruppen 5 bis 8 der Reichsbesoldungsordnung
entsprechend.

Mit allen Ihnen zu Gebote stehenden ge¬

werkschaftlichen Mitteln werden sie einer

niedrigeren Eingruppierung entgegentreten.
DieKrankenkassenvorständc und Gewerkschaftsführer werden

beauftragt, unverzüglich neue Verhandlungen mit dem OVA.

Aurich anzubahnen und diesem den Willen der Angestellten zur

Kenntnis zu bringen.4*
Es berichtete Kollege Kü h n e sodann aber die bisher ergebnis¬

losen Verhandlungen zwecks Abschluß einer bezirklichen

Ergänzung zum Tarif im Unterverbandsbezirk Hannover. Im

dem Bericht, besonders aber in der Aussprache wurde von allen

Seiten die ablehnende Haltung des Vorstandes des Unterverbandes

der Krankenkassen In Hannover bedauert Der Kollege Schlüter

streift kurz den Oldenburger Bezirkstarif und dessen günstige

Auswirkung. Ir warnt aber vor einem Bezirksabkommen fiir

Hannover« das die Im Rahmentarif als Richtlinien festgelegten

Gruppen V bis \\\\ außer acht läßt
Während man fast überall zu einer annehmbaren Verständi¬

gung gekommen sei. wäre in Hannover, insbesondere durch die

Haltung des Herrn Holigräfe von der OKK. Hannover Jede Ver¬

handlung unmöglich.
Auch die Vertreter der Vorstände einschließlich der Arbeit¬

geber druckten ihr Befremden darüber aus, daß der Vorstai

des Unterverbandes die Beschlüsse des Ortskrankenkassentages
in Hannover nicht zur Durchführung bringe«

Es wurde folgende Entschließung von den Vertretern der

Kassenvorstände einstimmig angenommen und dem Unterverband

in Hannover zugestellt:

,«Die am 23. April 1922 In Emden versammelten Kranken¬

kassenvorstände der Krankenkassenvereinigung Ostfriesiand s(v~

wie deren Angestellten sprechen ihre Verwunderung aus, daB I

den Unterverband Hannover eine bezirkliche Regelung, soweit

dieselbe im Tarifvertrag festgelegt Ist, noch nicht zustande ge-

komnu i ist.

Die Vorstände stellen sich aui den Boden des Tarifvertrages

nnd verlangen \ d< de! Unterverbandes Hannover m
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den Ol.erversiJ.en.n_.sämtcrn der Provinz _fu....u»-cr wirksam ent-

fexentretefl zu können, sofort die bezirkliche Regelung vorzu¬

nehmen, m.J zw;ir auf Grund der Beschlüsse des Ortskrankcn-

ssentag.es Hannover. Sollte der Vorstand des Unterverbamta

gegen die bezirkliche Regelung sein, so wird beantragt sofort

einen I u ß e r 0 r d e n t! i c Ii e n U n t e r v e r b i n d s ta _r

- nznberufen. um zu der Prag« Stella«! nehmen zu können."

h einer kurzen Ansprache über die ()r.sir._-_.c. fand die

Konferenz, die einen vorzügliche« Verlauf nahm. Ihr Ende. Sie

möge den noch nicht organisierten Angestellten zeigen, daß Ihre

wirtschaftlichen Verhältnisse nur durch die Organisation gelost

« er Jen können. *

Wie aus diesem Bericht hervorgeht, sind die Schwierigkeiten

Im Unterverbandsvorstand hauptsächlich auf das Verhalten der

beiden Kasscni.csch.iftsführcr zurückzuführen, welche mit einem

Arbeitgebervertreter gegenüber den beiden Arbeitnebmervertretern

d.?s Zustandekommen jeder bexirUichen Vereinbarung zu ver-

hindera trachten. Diese beiden Herren treten aus sehr durch-

:hti_.en Gründen fur die schetnatische l.iniührunv: der RBO. fiir

den Kassenunterverband ein und verhindern somit in unverant-

uortlicherwtise. daß unsere KoUegea im Hereich des Kasscn-

unterverbandes Hannover zu besseren geldlichen Bezügen

k0mm«B. D« diese beiden Herren Mitglied des Bundes der

Beamten und Angestellten deutscher Krankenkassen sind, ««sehen

die Kollegen hieraus wiederum dk «ngestelltenscbfidtgende Hal¬

tung dieses ..Bundes"', der wohl bestrebt ist, für die an der Spitze

stehenden Geschäftsführer und Verwaltungsdirektoren dic Grup¬

pen 11 und \2 und darüber hinaus der RBO. durchzubrinf.cn, für

d is (jros der K >llegenscliaft iedoch die tariflich günstiger zu

regelnde Besoldung unter allen Umstanden zu verhindern sucht.

Als Beweis für die Gute unserer Tarifvereinbarungen gegen-

über Jer RBO. sei bei dieser Gelegenheit daran erinnert, d.ß ia

einer Beiratssitzung des Hauptverbandes deutsche« Ortskranken-

kassen .Ier eine dieser Herren. Herr Hohgräte, Verwaltungs¬
direktor der AOKK. in Hannover und führen Is M.tgüed des

Bundes, erklärt hat. .Jal. die Beamten der AOKK. Hannover, denen

r ich S M9 Abs. 4 der RVO. die Beamteneigenschaft fibertragen

worden ist, im halle der Tarifeinfuhrung gegenüber den dienst«

ordnungsmäßig Angestellten wesentlich schlechter $rc-

ste'lt waren, und dali es deshalb gegen seine Ueberzengung wäre,

der Durchfährung der Tarifgemdin^haft das Wort zu reden'*'

Erfreulicherweise hal iedoch der Bund in der Krankenkassen-

angestelltenbewegung keine BeJ^utuag und die uns besonders in

letzter Zeil zugehenden Uebertrittserklärungen aus diesem Bunde

beweisen, daß die Kassen mgestcllten längst erkannt haben, daß

die Vertretung ihrer Interessen nicht bei dieser zu gani anderen

Zwecken gebildeten Qeschäftsföhrervereinigung zu suchen ist,

sondern daß nur die gemeinsam« Pront aller Kassengeschäfts-1
ftthrer und Angestellten in der Relchsfachgrnppe SozlaKersiche-

mng des Zentralverbandes der Angestellten diese wirksam zu

vertreten vermögen.

Offene Stellen.

Rendant möglichst sofort gesucht Mehrjährige Tätigkeit
und Vertrautheit mit einer sorgfältigen Kassen- und Rechnungs¬

führung wie mit den Bestimmungen der Reichsversicberungsord-
nung Bedingung. Allgemeine Ortskrankenkasse Kreis Zauch-

Belrig.
Geschäftsführer. Organisationsfähigkeit und eingehende Be¬

herrschung der einschlägigen Oesetzgebung erforderlich. Mit-

gliederzahl 10000. Vereinigte Ortskrankenkass«*- und Land¬

krankenkassen des Landkreises Trier.

Verwaltumrsgehilfe, in der Bearbeitung von Versicherungs-
amtssachen erfahren« zum baldigen Antritt gesucht. Besoldung
nach Tarif Ortsklasse C. Versicherungsamt «Meppen.

Geschäftsführer. Nur erste Kraft, die selbständig ein Bureau

leiten und Neuerungen einführen kann. Allgemeine Ortskranken¬

kasse Hirschberg (Stadt) i. Schi,
Krankenbesucher und Beitragseinzieher zum baldigen Antritt.

Allgemeine Ortskrankenkasse Castrop.
Rendant gesetzten Alters. Kenntnisse der einschlägigen Ge¬

setzgebung und Organ.sationsfahigkeit Bedingung. Bewerbungen
an den Vorsitzenden des Vorstandes, Stadtv.-Vorsteher Jakob

Stadeler. München-(i!adbach. Rhevdtstr. 108, Allgemeine Orts¬

krankenkasse für den Stadtkreis München-üladbaeh.

Kassenfiihrer. Bewerber« welche die gesetzlichen Bestim¬

mungen gut beherrschen und insbesondere mit einer sorgfältigen
Kassen- und Rechnungsführung gut vertraut sind, wollen Ge¬

such einreichen an die Landkrnnkenknssc des Kreises Labiau,

Ostpreußen.
Kassenangestellter, mit allen Zweigen der Krankenversiche¬

rung betraut, welcher besonders auf dem Gebiete der Familien¬

versicherung ausreichende Kenntnisse besitzt, gesucht. Allge¬
meine Ortskrankenkasse Landau-Stadt« Pfalz.

Obersekretar. Gründliche Kenntnisse des Kassen- und Rech¬
nungswesens sowie der RVO« Bedingung. Allgemeine Orts- und

Landkrankenkasse des Landkreises Trier,

Sekretär, der in der Lage ist, den Geschäftsführer zu ver¬

treten. Bewerber aus etaer zentralisierten Kasse erhalten den

Vorzug. Land« und Allgemeine Ortskrankenkasse des Kreises
Quedlinburg-Land in Thale,

Rechtsprechung.
Kann der Arbeitgeber allein Strafen festsetzen? Her Schlich¬

tungsausschuß Groß-Berlin hat am 4. März 1922 (Aktenzeichen
A. I. 6 799/22 (72)'b. 4. 3, 22) in dieser Frage einen Beschluß

gefaßt Ber Betriebsrat einer Berufsgenossenschaft hat den

Schlichtungsausschuß wegen Aufhebung der gegen einen Ange¬
stellten festgesetzten Strafe angerufen.

Der Schlichtungsausschuß erklarte sich fiir unzuständig.

In den Gründen heißt es: Der | 80 BRG. findet auch auf
Dienstvorschriften Anwendung, die, wie hier, auf Grund der

Reichsversieherungsordnung zustande gekommen sind. Die

Festsetzung der Strafen im Einzelfalle kann jetzt also nicht mehr

allein durch den Arbeitgeber erfolgen, wie dies der Abs. 2 des

$ SO BRG. noch — überflüssigerweise — besonders hervorhebt,
der sich nicht nur auf Straffestsetzungen auf Grund der Gewerbe¬

ordnung bezieht, sondern den § 134b Zitier 4 RGB. nur zur Um¬

schreibung der Straffestsetzuiu'sfrage heranzieht.
Bei Streitfällen würde also auch der SchHchtungsausschuß

in Fällen der vorliegenden Art zuständig sein.

Voraussetzung ist aber, daß die entsprechende Dienstvor¬

schrift nach dem 1. Januar 1919 zustande gekommen ist, denn

nur auf solche bezieht sich § 80 BRG.
Da durch § 80 BRG. entgegenstehende Strafbestimmungen

nicht automatisch, auch nicht durch Fristablaui außer Krait ge¬

setzt werden, so sind die alten Strafbestimmungen so lange

gültig, bis ihre Abänderung geoiflfl S 80 BRG. erfolgt ist.

Das ist im vorliegenden Falle noch nicht geschehen, so daß

die Dienstvorschrift von 1913, die die Straficstsetzumr den Ar¬

beitgeber allein überläßt, noch in Kraft ist.

Deshalb ist der Schlichfunrrsausschuß für eine Nachorfifuttg
der Straffestsetzung im vorliegenden Falle nicht zuständig.

Es muß dem Antragsteller überlassen bleiben, eine formelle

Abänderung herbeizuführen.

Unfall beim Uebernachten in der Fabrik kein Betriebsunfall.

Rekursentscheidung des Reichsversicherungsamts vom 15. Ok¬

tober 1921 (la 1338/21). Der 47 Jahre alte Fabrikarbeiter \\

in F. hatte während eines Fisenbahncrstreiks in der Fabrik über¬

nachte und war während der Nacht durch Einatmen giftiger
Gase gestorben. Die Hinterbliebenen machten ihren EntschSdi-

gungsanspruch mit der Begründung geltend, der Verstorbene

habe nur deshalb in der Fabrik übernachtet, um a's auswärtiger

Arbeiter trotz des Fisenbahncrstreiks rechtzeitig: zur Arbeit er¬

scheinen zu können. Das Oberversicherungsarnt in A. erkannte

den ansprach auch an. Das Reichsversicherungsamt hat aber

das Urteil ues Oberversichcrungsamtes mit folgender Begrün¬

dung aufgehoben: Die \nffassnng des OberversicherungsarotniLH
daß der tödliche Unfall, den der Former P. durch Einatmen

giftiger Gase erlitten hat als er In der Nacht zum 13. Januar

1920 nach Beendigung seine'- dortiget Tätigkeit in den Räumen

der Firma B. u. S. in A. übernachtete, als Betriebsunfall an¬

zusehen sei. ist das Reichsversicherungsamt nicht beigetreten.
Die Kläger führen zur Begründung des Zusammenhangs des

Uebernachtcns in A. mit dem Betriebe aus, daß der Betrieb ein

Interesse daran gehabt habe, daß P« am 13. Januar frühzeitig und

frisch seinen Dienst antrat nad daß deshalb das Unterlassen der

Heimkehr zu seinem Wohnort und das Uebernachten in A. im

Interesse des Betriebes gelegen habe. Selbst wenn diese Aus¬

führung zutreffen würde, würde daraus nicht ohne weiteres

folgen, daß auch ein ursächlicher Zusammenhang zwischen dem

Betrieb und dem infolge der Wahl eines bestimmten Nacht¬

quartiers in A. eingetreteneu Schadens anzunehmen wäre. Die

Ausführungen der Kläger treffen aber nicht zu. Das Interesse

des Betriebes an der Fortsetzung der Arbeit durch F. am

13. Januar 1920 tritt derartig hinter dem eigenen Interesse des

P. zurück, auch an diesem Tage tätig sein zu können und die

Mühen des infolge des EisenbahnerStreiks beschwerlichen Heim¬

wegs nach EL und des Rückwegs am folgenden Tage zu er¬

sparen, daß versicherungsrechtlich das Interesse des P. in den

Vordergrund gestellt werden muß. Insofern erinnert der Fall an

diejenigen« in denen es sich um einen Unfall auf dem Hinweg

zur Betriebsstätte von der Wohnung oder auf dem Rückweg von

der Betriebsstätte nach der Wohnung handelt. Ebenso wie diese

Wege ist auch das Uebernachten des P. in A. nicht um des¬

willen ein Betrittevorgang« weil es in weiterem Sinne dio

Arbeitsverrichtung ermöglicht hat (zu vgl. Handbuch der Unfall¬

versicherung, Band 1, Anmerkung 51 zu ^ 1 des Gewerbe*

Unfallversicherungsgesetzes). Den Klägern steht daher aus An¬

laß des Todes des P« ein Entschädigungsanspruch gegen die Be¬

klagte nicht zu.
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